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Unterrichtung  
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Entwurf eines Gesetzes zur zielgenauen Stärkung von Familien und  
ihren Kindern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags und  
die Verbesserung der Leistungen für Bildung und Teilhabe  
(Starke-Familien-Gesetz – StaFamG) 

– Drucksache 19/7504 – 

Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung  

Stellungnahme des Bundesrates  

Der Bundesrat hat in seiner 974. Sitzung am 15. Februar 2019 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Arti-
kel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b (§ 5 Absatz 3 Satz 3 BKGG) 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b ist § 5 Absatz 3 Satz 3 wie folgt zu fassen:  

„Soweit das Jobcenter im Monat der Antragstellung oder für einen Folgemonat bereits Leistungen erbracht 
hat, wird Kinderzuschlag an den Antragsteller ohne Anrechnung auf die Grundsicherungsleistung insoweit 
erbracht als er die Grundsicherungsleistung übersteigt.“ 

Begründung: 

Die Einschränkung des § 28 SGB X kann entfallen. Der neue Satz 3 regelt den Fall, dass eine Familie 
Leistungen nach dem SGB II bereits erhalten hat, aber durch den Bezug des Kinderzuschlags besser gestellt 
wäre. In diesem Fall soll die Familie das Delta zwischen erhaltener Leistung und Kinderzuschlag anrech-
nungsfrei erhalten. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 6a Absatz 3 Satz 3 BKGG) 

In Artikel 1 Nummer 3 ist § 6a Absatz 3 Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Der Kinderzuschlag wird um 45 Prozent des zu berücksichtigenden Einkommens des Kindes monatlich 
gemindert.“ 

Begründung: 

Alleinerziehende sind überdurchschnittlich oft von Armut betroffen, obwohl ein großer Teil von ihnen 
erwerbstätig ist oder sein möchte. Sie gehören deshalb zu der Gruppe von Familien, für die der Kinderzu-
schlag geschaffen wurde und die besonders von ihm profitieren würden. 
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Dennoch erreicht der Kinderzuschlag Alleinerziehende nach geltender Rechtslage in der Regel nicht, da 
Einkommen des Kindes zu 100 Prozent auf den Kinderzuschlag angerechnet wird. Anders als die meisten 
Kinder aus Paarfamilien haben Kinder Alleinerziehender Einkommen in Form von Unterhalt oder Unter-
haltsvorschuss, der den Kinderzuschlag in der Regel entfallen lässt. 

Diese Problematik wird durch den Gesetzentwurf angegangen, aber nicht mit der notwendigen Konse-
quenz. Die Regelung greift zu kurz, da die Anrechnungsquote zwar von 100 auf 45 Prozent reduziert wird, 
der Betrag, der unberücksichtigt bleiben darf, aber auf 100 Euro begrenzt ist. Älteren Kindern, denen relativ 
hohe Unterhalts- beziehungsweise Unterhaltsvorschussbeträge zustehen, wird deshalb auch nach der Neu-
regelung in erheblichem Umfang Einkommen angerechnet, so dass diese nicht besser gestellt sind als vor-
her. 

Um auch die Alleinerziehenden mit älteren Kindern zu erreichen, muss die Begrenzung des unberücksich-
tigten Betrags auf 100 Euro entfallen. Die Streichung dieser Obergrenze hat zur Folge, dass die Höhe des 
Kinderzuschlags auch bei dieser Altersgruppe steigt und die Summe von Kindeseinkommen, Wohngeld 
und Kinderzuschlag künftig auch bei älteren Kindern höher liegt als nach der aktuellen Rechtslage. Gleich-
zeitig bewirkt sie, dass das Hinzutreten eines Anspruchs auf Unterhaltsvorschuss nicht mehr – wie es bisher 
in man-chen Konstellationen der Fall ist – zu einer Reduzierung der Summe von Unterhaltsvorschuss, 
Wohngeld und Kinderzuschlag führt und sich somit im Ergebnis nachteilig auf die finanzielle Situation des 
Haushalts auswirkt. Dieses Schnittstellenproblem, das seit Langem besteht und durch die Reform des Un-
terhaltsvorschusses im Jahr 2017 nochmals an Bedeutung gewonnen hat, wird damit ebenfalls beseitigt. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 4a – neu – (§ 9 Absatz 3 Satz 3 – neu – , 4 – neu – BKGG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 4 folgende Nummer 4a einzufügen: 

‚4a. Dem § 9 Absatz 3 sind folgende Sätze anzufügen: 

„Soweit im Antrag nicht ausdrücklich anders bestimmt, bezieht sich die Antragstellung auf alle 
Leistungen für Bildung und Teilhabe, die auf den Zeitraum entfallen, für den Wohngeld oder Kin-
derzuschlag gewährt wurde. Dies gilt nicht für Leistungen, die nach § 37 Absatz 1 Satz 2 des Zwei-
ten Buches Sozialgesetzbuch gesondert zu beantragen sind.“ ‘ 

Begründung: 

Das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel einer Entbürokratisierung der Bildungs- und Teilhabeleistungen 
wird ausdrücklich begrüßt. Ein Element dieser Entbürokratisierung ist die Regelung des Artikel 3 Num-
mer 6 Buchstabe a, wonach durch eine Anpassung von § 37 Absatz 1 Satz 2 SGB II zukünftig mit Aus-
nahme von Klassenfahrten gemäß § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Lernförderung gemäß § 28 Ab-
satz 5 SGB II eine gesonderte Antragstellung entfällt.  

Damit die Antragstellung auch für diejenigen Berechtigten, die Bildungs- und Teilhabeleistungen nach 
dem BKGG erhalten, weiter erleichtert wird, sollte § 9 Absatz 3 BKGG angepasst werden. Dieser statuiert 
in Absatz 3 Satz 1 bislang das Erfordernis eines schriftlichen Antrags. Er steht damit – je nach Auslegung 
– im Widerspruch zu dem nach § 37 Absatz 1 Satz 2 SGB II entfallenden Erfordernis gesonderter Antrag-
stellung. Dies gilt insbesondere deswegen, weil § 6b Absatz 3 BKGG bezüglich der Erbringung von Leis-
tungen für Bildung und Teilhabe auf die §§ 29, 30 und 40 Absatz 6 SGB II, und gerade nicht auf § 37 
SGB II verweist. 

Dabei kann von dem Erfordernis, Bildungs- und Teilhabeleistungen gesondert von der Grundleistung zu 
beantragen, anders als im Bereich des SGB II nicht abgewichen werden, da für die Gewährung von Bil-
dungs- und Teilhabeleistungen in der Regel eine andere Stelle zuständig ist als für die Gewährung von 
Kinderzuschlag beziehungsweise Wohngeld. Um auch hier eine Entbürokratisierung zu erreichen, wird in 
§ 9 Absatz 3 BKGG jedoch klargestellt, dass eine einmalige, globale Antragstellung ausreicht, um alle 
Bildungs- und Teilhabeleistungen zu erhalten, für die während des Zeitraums, für den Wohngeld oder Kin-
derzuschlag bewilligt wurde, ein Anspruch besteht. Eine Ausnahme bilden diejenigen Leistungen, für die 
im Bereich des SGB II weiterhin ein gesonderter Antrag erforderlich ist. 

Durch die Regelung wird eine weitgehend parallele Handhabung in den Bereichen BKGG und SGB II 
erreicht. Sollte § 37 Absatz 1 Satz 2 SGB II dahingehend geändert werden, dass im Bereich der Bildungs- 
und Teilhabeleistungen nach dem SGB II generell kein gesonderter Antrag mehr notwendig ist, entfällt das 
Bedürfnis für die Ausnahmeregelung in Satz 3 (neu). 
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4. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe a (§ 28 Absatz 3 SGB II), 
 Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe a (§ 34 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2, 

Satz 3 – neu – SGB XII) 

a) In Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe a sind in § 28 Absatz 3 die Wörter „mit der Maßgabe“ und die 
Wörter „dass der nach § 34 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 3a des Zwölften Buches anzuerkennende Be-
darf für das erste Schulhalbjahr zum 1. August und für das zweite Schulhalbjahr zum 1. Februar zu 
berücksichtigen ist“ zu streichen.  

b) In Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe a ist § 34 Absatz 3 wie folgt zu ändern: 

aa) In Satz 2 Nummer 2 sind nach den Wörtern „innerhalb des Schulhalbjahres“ die Wörter „in oder“ 
einzufügen. 

bb) Folgender Satz ist anzufügen: 

„Bei dem ersten Schultag eines Schuljahres im Sinne des Satzes 1 ist auf die Regelung des Lan-
des abzustellen, in dem die Schülerin oder der Schüler ihren oder seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat.“ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Die Streichung in § 28 Absatz 3 SGB II beseitigt – in Verbindung mit der Neuregelung des § 34 Absatz 3 
SGB XII – eine Benachteiligung von Familien in den Ländern, in denen der Unterricht erst im September 
beginnt (zum Beispiel Bayern, Baden-Württemberg). Hier besteht faktisch im September ein Bedarf nach 
entsprechender Ausstattung, der jedoch bisher in bestimmten Konstellationen nicht zu Leistungen führt.  

Grund dafür ist, dass bisher pauschal auf den 1. August abgestellt wird. Problematisch ist dies bisher zum 
einen für Familien, die erstmals im September zum Unterrichtsbeginn bedürftig werden beziehungsweise 
einen Antrag stellen. Probleme ergeben sich bisher auch, wenn ein leistungsberechtigtes Kind zum 1. Sep-
tember zum Unterrichtsbeginn aus dem Rechtskreis des Asylbewerberleistungsgesetzes beziehungsweise 
des SGB XII (dortiger Stichtag: 1. September) in den Rechtskreis des SGB II (dortiger Stichtag: 1. August) 
wechselt. Hier besteht bisher nach dem Gesetz eine Leistungslücke.  

Das kann nicht der Wille des Gesetzgebers sein. Überdies ist die bisherige Regelung aus diesem Grund 
verfassungsrechtlich problematisch.  

Auch bei einem Wechsel aus dem SGB II (dortiger Stichtag: 1. August) in das SGB XII (dortiger Stichtag: 
1. September) ergeben sich bisher in den beiden genannten Ländern Probleme. An sich wäre der Schulbe-
darf hier nach dem Gesetz zweimal zu leisten. Auch das kann nicht der Wille des Gesetzgebers sein.  

Aus diesen Gründen sind die Regelungen des § 28 Absatz 3 SGB II und § 34 Absatz 3 SGB XII zu harmo-
nisieren. Sachliche Gründe für unterschiedliche Regelungen in SGB II und SGB XII bestehen nicht.  

Der Änderungsvorschlag hat zur Folge, dass in den meisten Ländern weiterhin auf den 1. August eines 
Jahres abzustellen ist. Lediglich in Ländern, in denen der Unterricht erst im September beginnt (zum Bei-
spiel Bayern, Baden-Württemberg), wird zukünftig auf den 1. September abgestellt. Möglichen Bedenken 
hinsichtlich der Praktikabilität wird dadurch entgegengewirkt, dass zukünftig auf den gewöhnlichen Auf-
enthalt des Schülers oder der Schülerin abgestellt wird. Auf die nachfolgende Begründung zur Änderung 
des § 34 Absatz 3 SGB XII wird verwiesen. 

Zu Buchstabe b: 

Durch die Ergänzung in § 34 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 SGB XII wird ein Wertungswiderspruch beseitigt 
für den Fall, in dem die erstmalige Aufnahme innerhalb des Schuljahres im Februar erfolgt. Bei einer Auf-
nahme bis einschließlich Januar werden 100 Euro geleistet (vor Beginn des Monats, in dem das zweite 
Schulhalbjahr beginnt). Bei einer Aufnahme im beziehungsweise nach März werden 150 Euro geleistet 
(nach Beginn des Monats, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt). Im Fall, dass die Aufnahme gerade 
im Monat, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt (also Februar) erfolgt, werden nach der im Gesetzent-
wurf vorgesehenen Regelung nur 50 Euro geleistet. Das kann nicht der Wille des Gesetzgebers sein. Viel-
mehr sind – vergleichbar zu einer Aufnahme im beziehungsweise nach März – 150 Euro zu leisten. Daher 
ist zukünftig in § 34 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 SGB XII darauf abzustellen, dass die Aufnahme in oder 
nach dem Monat erfolgt, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt. 
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Die Ergänzung des § 34 Absatz 3 SGB XII durch einen Satz 3 greift mögliche Bedenken der Praxis auf. Es 
könnte als bürokratisch angesehen werden, in jedem Einzelfall auf den tatsächlichen Schulbeginn abzustel-
len. Dies könnte insbesondere dann problematisch sein, wenn eine Schülerin oder ein Schüler in dem einen 
Land ihren oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat und in einem anderen zur Schule geht. Aus Praktika-
bilitätsgründen wird daher auf das Land abgestellt, in dem die Schülerin oder der Schüler ihren oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Folglich dürfte hier regelmäßig auf den 1. August eines Jahres abzustellen 
sein. Lediglich in Ländern, in denen der Unterricht erst im September beginnt (zum Beispiel Bayern, Ba-
den-Württemberg), wird auf den 1. September abgestellt. Dies erscheint auch sachgerecht, da in diesen 
Ländern regelmäßig im September ein Bedarf an einer entsprechenden Ausstattung besteht. Die Änderung 
ist auch erforderlich, um einen Gleichlauf mit der Regelung des § 28 Absatz 3 SGB II zu erreichen. An-
dernfalls könnten bei einem Rechtskreiswechsel mögliche Leistungslücken entstehen. Auf die Begründung 
zur Änderung des § 28 Absatz 3 SGB II wird verwiesen. 

5. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b (§ 28 Absatz 4  Satz 2 – neu – SGB II), 
 Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe c (§ 34 Absatz 4  Satz 2 – neu –  

 und 3 – neu – SGB XII) 

a) In Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b ist dem § 28 Absatz 4 folgender Satz anzufügen: 

„Der Anspruch auf Übernahme der erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen nach Satz 1 gilt ent-
sprechend, soweit Anspruchsberechtigte auf Lernförderung nach Absatz 5 sowie Anspruchsberech-
tigte auf Teilhabe nach Absatz 7 für die Wahrnehmung der Angebote auf Beförderung angewiesen 
sind und diese Aufwendungen nicht von Dritten übernommen werden.“ 

b) In Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe c sind dem § 34 Absatz 4 folgende Sätze anzufügen: 

„Der Anspruch auf Übernahme der erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen nach Satz 1 gilt ent-
sprechend, soweit Anspruchsberechtigte auf Lernförderung nach Absatz 5 sowie Anspruchsberech-
tigte auf Teilhabe nach Absatz 7 für die Wahrnehmung der Angebote auf Beförderung angewiesen 
sind und diese Aufwendungen nicht von Dritten übernommen werden. In Fällen der Sätze 1 und 2 ist 
§ 27a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 nicht anzuwenden.“ 

Begründung: 

Ein Anspruch auf Übernahme der Aufwendungen für Beförderung ergibt sich nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 23. Juli 2014 – 1 BvL 10/12, 1 BvL 12/12, 1 BvR 1691/13) 
durch verfassungskonforme Auslegung des § 28 Absatz 7 Satz 2 SGB II und des § 34 Absatz 7 Satz 2 
SGB XII. Aufgrund der eng gefassten Anspruchsvoraussetzungen des § 28 Absatz 7 Satz 2 SGB II und 
§ 34 Absatz 7 Satz 2 SGB XII kommt die Übernahme entsprechender Beförderungskosten zum einen nur 
in Höhe von 10,00 Euro monatlich infrage und zum anderen nur dann, wenn der leistungsberechtigten 
Person keine Aufwendungen nach Satz 1 entstehen. Sofern keine Aufwendungen nach Satz 1 entstehen, 
besteht bei Vorliegen eines Bedarfs auf Ausrüstungsgegenstände ein Konkurrenzverhältnis zwischen Aus-
rüstung und Fahrkosten.  

Darüber hinaus besteht nach der derzeitigen Rechtslage keine Möglichkeit zur Übernahme weiterer Beför-
derungskosten.  

Es bedarf einer klarstellenden und zusammenfassenden Regelung in Bezug auf die vom Bundesverfas-
sungsgericht festgelegten notwendigen Beförderungskosten für leistungsberechtigte Personen im Rahmen 
der Leistungen für Bildung und Teilhabe. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss deutlich gemacht, dass die Bildungs- und Teilha-
beangebote für die anspruchsberechtigen Kinder tatsächlich ohne weitere Kosten erreichbar sein müssen. 
Dies gilt umso mehr bei den Leistungen, die über Gutscheine erbracht werden (am angegebenen Ort, Rand-
nummern 132 und 148). Die Lernförderung nach § 28 Absatz 5 SGB II und § 34 Absatz 5 SGB XII wird 
regelmäßig über Gutscheine erbracht. Sie richtet sich an Schülerinnen und Schüler in allgemein- und be-
rufsbildenden Schulen, die für das Erreichen der wesentlichen Lernziele nach den schulrechtlichen Best-
immungen auf eine entsprechende Förderung angewiesen sind. Die Lernförderung ist ein wichtiges Instru-
ment im Rahmen der Leistungen für Bildung und Teilhabe, weil sie bedürftigen Schülerinnen und Schülern 
ermöglicht, die erforderlichen Klassenziele oder gegebenenfalls sogar bessere Schulabschlüsse zu errei-
chen. Insofern darf eine Teilnahme an Lernfördermaßnahmen nicht daran scheitern, dass die erforderlichen 
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Aufwendungen für das Erreichen der Angebote von den anspruchsberechtigten Schülerinnen und Schülern 
nicht aufgebracht werden können. § 28 Absatz 4 SGB II und § 34 Absatz 4 SGB XII sind daher um einen 
Anspruch auf Übernahme der Beförderungskosten auch für das Erreichen von Lernförder- und Teilhabe-
angeboten zu erweitern. 

Mobilität ist die Grundvoraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe. Die Aufnahme einer klarstellenden 
Regelung, dass die Teilnahme an Lernförderung sowie kulturellen und sozialen Angeboten nicht mit wei-
teren Beförderungsaufwendungen für die leistungsberechtigten Schülerinnen und Schüler verbunden ist, 
sind wichtige Schritte zur Bekämpfung von Kinderarmut und zur Verwirklichung der Bildungsteilhabe für 
alle Kinder. 

§ 27a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 SGB XII sieht eine Festsetzung des Regelsatzes abweichend von der 
maßgeblichen Regelbedarfsstufe vor, wenn ein durch den Regelbedarf abgedeckter Bedarf vollständig oder 
anteilig anderweitig gedeckt ist. Eine Kürzung des Regelsatzes bei gleichzeitigem Wegfall der Eigenbetei-
ligung widerspricht dem damit verfolgten Ziel einer verbesserten gesellschaftlichen Teilhabe durch Mobi-
lität. Daher ist § 27a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 hier nicht anzuwenden. 

6. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b (§ 28 Absatz 4 Satz 2 – neu – SGB II), 
Nummer 3 Buchstabe d (§ 29 Absatz 6 SGB II), 

 Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe c (§ 34 Absatz 4 Satz 2 – neu – SGB XII), 
Nummer 3 Buchstabe d (§ 34a Absatz 7 SGB XII) 

a) Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 2 Buchstabe b ist dem § 28 Absatz 4 folgender Satz anzufügen: 

„Der gewählte Bildungsgang umfasst auch ein Profil der besuchten Schule, soweit hieraus eine 
besondere inhaltliche oder organisatorische Ausgestaltung des Unterrichts folgt wie insbeson-
dere eine naturwissenschaftliche, musische, sportliche oder sprachliche, bilinguale beziehungs-
weise eine ganztägige Ausrichtung.“ 

bb) Nummer 3 Buchstabe d ist zu streichen. 

b) Artikel 4 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 2 Buchstabe c ist dem § 34 Absatz 4 folgender Satz anzufügen: 

„Der gewählte Bildungsgang umfasst auch ein Profil der besuchten Schule, soweit hieraus eine 
besondere inhaltliche oder organisatorische Ausgestaltung des Unterrichts folgt wie insbeson-
dere eine naturwissenschaftliche, musische, sportliche oder sprachliche, bilinguale beziehungs-
weise eine ganztägige Ausrichtung.“ 

bb) Nummer 3 Buchstabe d ist zu streichen. 

Begründung: 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und Buchstabe b Doppelbuchstabe aa: 

Der Wegfall eines Eigenanteils ist hinsichtlich der Schülerbeförderung nach § 28 Absatz 4 SGB II und § 34 
Absatz 4 SGB XII so wie auch im Übrigen zu begrüßen. 

Bei Gelegenheit der vorliegenden Änderung sollte indes ebenso eine Klarstellung vorgenommen werden, 
wie dies im jeweiligen Absatz 5 derselben Paragrafen mit Blick auf das Bestehen einer Versetzungsgefähr-
dung geschehen ist. In der Praxis ist die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zum Begriff des ge-
wählten Bildungsgangs manchmal unbekannt oder wirft Fragen auf, der zufolge der gewählte Bildungs-
gang auch ein Profil der besuchten Schule umfasst, soweit hieraus eine besondere inhaltliche oder organi-
satorische Ausgestaltung des Unterrichts folgt wie insbesondere eine naturwissenschaftliche, musische, 
sportliche oder sprachliche, bilinguale beziehungsweise eine ganztägige Ausrichtung. Daher sollten § 28 
Absatz 4 SGB II und § 34 Absatz 4 SGB XII jeweils um einen Satz 2 ergänzt werden, der diese Unklar-
heiten ausräumt. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb und Buchstabe b Doppelbuchstabe bb: 

Die Absicht, die Erbringung von Leistungen für Schulausflüge zu vereinfachen, wird grundsätzlich be-
grüßt. Jedoch greift der neue Erbringungsweg „nur über Antrag der Schule“ in die schulorganisatorische 
und dienstrechtliche Hoheit der Länder ein. 
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Die Länder werden verpflichtet, Schulgirokonten einzurichten und alle Schulen mit ausreichenden Budget-
mitteln für die Verauslagung von Kosten für Schulfahrten und mehrtägige Klassenfahrten auszustatten. 
Momentan sind jedenfalls in den Ländern nur wenige Schulen dazu in der Lage, die Leistungen für die 
leistungsberechtigten Schülerinnen und Schüler zu verauslagen.  

Im Zeitalter des akuten Lehrermangels werden Lehrkräfte zudem mit zusätzlichen Verwaltungsaufgaben 
belastet. Der Begründung des Gesetzentwurfs zufolge müssten die Lehrkräfte die Leistungsberechtigung 
„durch Vorlage des Bewilligungsbescheides für Arbeitslosengeld II/Sozialgeld seitens der Schülerinnen 
und Schüler“ vorab prüfen. Es ist fraglich, ob aus datenschutzrechtlichen Gründen diese Bescheide von 
den Schulen eingefordert werden können. Jedenfalls ist es vollkommen systemwidrig und in pädagogischen 
Kontexten kontraproduktiv, dass sich Lehrkräfte beziehungsweise Schulen mit dem Anspruch auf Leis-
tungsbezug der jeweiligen Erziehungsberechtigten derart eingehend befassen sollen. 

Eine Vereinfachung der Leistungserbringung ist insofern nicht zu erkennen. Das Prüfverfahren der Leis-
tungsberechtigung wird lediglich auf die Schulen verlagert. 

7. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb – neu – und 
Doppelbuchstabe cc – neu –  
(§ 28 Absatz 6 Satz 2 und Satz 3 SGB II), 

Nummer 8 – neu – (§ 77 Absatz 11 Satz 4 SGB II), 
 Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe bb – neu – bis 

Doppelbuchstabe dd – neu –  
(§ 34 Absatz 6 Satz 2, Satz 3 und 

Satz 4 – neu – SGB XII), 
 Artikel 9 Absatz 4 (Inkrafttreten) 

a) Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nummer 2 Buchstabe d ist wie folgt zu fassen: 

‚d) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Mehraufwendungen“ durch das Wort „Aufwendungen“ er-
setzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Verantwortung“ die Wörter „oder in Verantwortung 
von Einrichtungen nach § 22 des Achten Buches“ eingefügt.   

cc) In Satz 3 wird das Wort „Schultage“ durch die Wörter „Schul- und Ferientage“ er-
setzt.‘ 

bb) Folgende Nummer 8 ist anzufügen: 

„8. § 77 Absatz 11 Satz 4 wird aufgehoben.“ 

b) Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe e ist wie folgt zu fassen: 

‚e) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Mehraufwendungen“ durch das Wort „Aufwendungen“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Verantwortung“ die Wörter „oder in Verantwortung von 
Einrichtungen nach § 22 des Achten Buches“ eingefügt.   

cc) In Satz 3 wird das Wort „Schultage“ durch die Wörter „Schul- und Ferientage“ ersetzt. 

dd) Folgender Satz wird angefügt: 

„§ 27a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 findet auf Fälle des Satzes 1 keine Anwendung.“ ‘ 

c) In Artikel 9 Absatz 4 ist die Angabe „6“ durch die Angabe „8“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb – neu – (§ 28 Absatz 6 Satz 2 SGB II) und Arti-
kel 4 Buchstabe e Doppelbuchstabe bb – neu –  (§ 34 Absatz 6 Satz 2 SGB XII): 

Nach aktueller Rechtslage besteht kein Leistungsanspruch zur Übernahme der gemeinschaftlichen Mit-
tagsverpflegung für leistungsberechtigte Schülerinnen und Schüler in nicht der schulischen Verantwortung 
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unterliegenden Einrichtungen im Sinne von § 22 SGB VIII. Der Anspruch bleibt damit für diese Schüle-
rinnen und Schüler verwehrt, während Kindern in Kindertageseinrichtungen ebenso wie Schülerinnen und 
Schülern bei einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung unter schulischer Verantwortung der Anspruch 
gesetzlich eingeräumt ist. 

Diese Ungleichbehandlung in der Gewährung von Leistungen zur gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung 
ist vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlich gebotenen Gewährleistung existenzsichernder Bedarfe 
für Schülerinnen und Schüler im Rahmen der Bildungs- und Teilhabeleistungen sachlich nicht zu rechtfer-
tigen. Bereits in der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Februar 2010 (1 BvL 1/09 – 1 
BvL 3/09 – 1 BvL 4/09) wurde zum individuellen Hilfebedarf von Schülern klargestellt: „Vor allem ist ein 
altersspezifischer Bedarf für Kinder einzustellen, welche die Schule besuchen. Wie bereits ausgeführt, 
macht die Zuständigkeit der Länder für das Schul- und Bildungswesen die fürsorgerechtliche Berücksich-
tigung dieses Bedarfs nicht entbehrlich. Die Zuständigkeit der Länder betrifft überdies den personellen und 
sachlichen Aufwand für die Institution Schule und nicht den individuellen Bedarf eines hilfebedürftigen 
Schülers.“  

Die teilweise Ausgrenzung von Schülerinnen und Schülern, die an einer gemeinschaftlichen Mittagsver-
pflegung in nicht der schulischen Verantwortung unterliegenden Kindertageseinrichtungen teilnehmen, wi-
derspricht der grundrechtlichen Garantie zur Gewährleistung des Existenzminimums im Rahmen der sozi-
alen Sicherungssysteme und läuft dem gesetzlichen Zweck der Bildungs- und Teilhabeleistungen zuwider. 
Denn Ziel dieser Leistungen ist es, die soziale Teilhabe an gemeinschaftlichen Strukturen der Mittagsver-
pflegung sicherzustellen. Bedarfe von Schülerinnen und Schülern für die gemeinschaftliche Mittagsver-
pflegung in Einrichtungen im Sinne von § 22 SGB VIII sind daher – auch unabhängig von einer schuli-
schen Verantwortung – im regulären Leistungskatalog der Bildungs- und Teilhabeleistungen zu berück-
sichtigen. Mit den Regelungen wird sichergestellt, dass die verfassungsrechtlich gebotene Sicherung des 
Existenzminimums und die damit verbundene Teilhabe an der gemeinschaftlich organisierten Mittagsver-
pflegung für alle leistungsberechtigten Kinder und Jugendlichen im Vorschul- und Schulalter gleicherma-
ßen als An-spruch gesetzlich verankert wird. Die derzeit bestehende Ungleichbehandlung von Schülerin-
nen und Schülern, die zwar auch ein gemeinschaftlich organisiertes Mittagessen, dieses aber nicht unter 
schulischer Verantwortung, sondern in einer Kindertageseinrichtung einnehmen und daher keinen gesetz-
lichen Leistungsanspruch im Rahmen der Bildungs- und Teilhabeleistungen haben, wird beseitigt. Die Re-
gelungen stellen zudem klar, dass ein Mehrbedarf nur dann anerkannt wird, wenn die gemeinschaftliche 
Mittagsverpflegung unter schulischer Verantwortung oder unter Verantwortung von Einrichtungen nach 
§ 22 SGB VIII erfolgt. Nicht erfasst ist daher eine außerhalb dieser Strukturen von Schülerinnen und Schü-
ler eigenverantwortlich organisierte Mittagsverpflegung (zum Beispiel durch individuellen Erwerb am Ki-
osk), die von mehreren Schülerinnen und Schülern lediglich gemeinschaftlich eingenommen wird.  

Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe d Doppelbuchstabe cc – neu – (§ 28 Absatz 6 Satz 3 SGB II) und Arti-
kel 4 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc – neu – (§ 34 Absatz 6 Satz 3 SGB XII): 

Die Teilnahme an der gemeinschaftlich angebotenen Mittagsverpflegung unter schulischer Verantwortung 
oder in Einrichtungen nach § 22 SGB VIII ist für leistungsberechtigte Schülerinnen und Schüler ein wich-
tiges Element der sozialen Teilhabe an Gemeinschaftsstrukturen. Mit der Möglichkeit, gleichberechtigt an 
diesen Gemeinschaftsangeboten teilzunehmen, werden Ausgrenzungsprozesse vermieden. Die Änderung 
dient daher der gesetzlichen Klarstellung, dass sich der Anspruch zur Teilhabe an den oben genannten 
Gemeinschaftsstrukturen der Mittagsverpflegung auch auf die im jeweiligen Land geltenden Ferienzeiten 
erstreckt, wenn in den Ferientagen eine gemeinschaftliche Mittagsverpflegung unter schulischer Verant-
wortung oder in Einrichtungen nach § 22 SGB VIII angeboten wird. Die Bedarfsbemessung der Höhe nach 
erfolgt demnach anhand der durchschnittlichen Anzahl der Tage, an denen Schülerinnen und Schüler unter 
schulischer Verantwortung oder in Einrichtungen nach § 22 SGB VIII die Leistung in Anspruch nehmen 
können. Individuelle Abweichungen zum Beispiel aufgrund von Erkrankung oder etwaigen Fahrten sind 
auch weiterhin nicht zu berücksichtigen. 

Zu Artikel 3 Nummer 8 – neu – (§ 77 Absatz 11 Satz 4 SGB II): 

Mit den Regelungen zur umfassenden Verankerung eines Leistungsanspruchs für Schülerinnen und Schü-
ler zur gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung auch in Einrichtungen nach § 22 SGB VIII erlangt die bis 
31. Dezember 2013 maßgebende Rechtslage im SGB II wieder Geltung. Mit Inkrafttreten der Änderung in 
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§ 28 Absatz 6 SGB II ist die Regelung in § 77 Absatz 11 Satz 4 SGB II damit entbehrlich. Die Änderung 
folgt daher der Änderung von § 28 Absatz 6 SGB II.  

Zu Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe dd – neu – (§ 34 Absatz 6 Satz 4 – neu – SGB XII): 

Da durch die Teilnahme des in § 34 Absatz 6 SGB XII genannten Personenkreises an der gemeinschaftli-
chen Mittagsverpflegung der Ernährungsbedarf teilweise gedeckt wird, kommt eine abweichende Festset-
zung des Regelsatzes wegen anderweitiger Bedarfsdeckung nach § 27a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 
SGB XII in Betracht. Um den mit der Abschaffung des Eigenanteils beabsichtigten Effekt einer Entlastung 
der betroffenen Familien nicht durch eine Herabsetzung des Regelsatzes zu unterlaufen, wird die Anwend-
barkeit des § 27a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 SGB XII im Fall der Bedarfsdeckung durch Teilnahme an 
einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung für nicht anwendbar erklärt. 

Zu Artikel 9 Absatz 4 (Inkrafttreten): 

Die in Artikel 3 Nummer 8 – neu – vorgeschlagene Änderung (Aufhebung von § 77 Absatz 11 Satz 4 
SGB II) ist beim einheitlichen Inkrafttreten der Änderungen beim Bildungs- und Teilhabepaket zum 1. Au-
gust 2019 ebenfalls zu berücksichtigen.  

Da die in Artikel 3 Nummer 7 des Gesetzentwurfs in§ 41 Absatz 3 SGB II vorgesehene Ergänzung beim 
einheitlichen Inkrafttreten der Änderungen bei den Bildungs- und Teilhabeleistungen im Gesetzentwurf 
bislang nicht berücksichtigt war, wird mit der vorgeschlagenen Änderung zugleich auch Artikel 3 Num-
mer 7 des Gesetzentwurfs in das einheitliche Inkrafttreten zum 1. August 2019 einbezogen. Ein sachlicher 
Grund, der ein abweichendes Inkrafttreten für Artikel 3 Nummer 7 des Gesetzentwurfs rechtfertigt, ist 
nicht erkennbar. 

8. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe e – neu – (§ 28 Absatz 7  Satz 1, 2 SGB II), 
 Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe f – neu – (§ 34 Absatz 7 Satz 1, 2 SGB XII) 

a) Dem Artikel 3 Nummer 2 ist folgender Buchstabe e anzufügen: 

‚e) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „10 Euro“ durch die Wörter „fünf Prozent der Regelbedarfs-
stufe 4“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „und es den Leistungsberechtigten im begründeten Ausnahme-
fall nicht zugemutet werden kann, diese aus dem Regelbedarf zu bestreiten“ gestrichen.‘ 

b) Dem Artikel 4 Nummer 2 ist folgender Buchstabe f anzufügen: 

‚f) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „10 Euro“ durch die Wörter „fünf Prozent der Regelbedarfsstufe 
4“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „und es den Leistungsberechtigten im begründeten Ausnahme-
fall nicht zugemutet werden kann, diese aus dem Regelbedarf zu bestreiten“ gestrichen.‘ 

Begründung: 

Zu den Doppelbuchstaben aa: 

Zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft können derzeit im Rahmen von Bil-
dung und Teilhabe maximal zehn Euro monatlich berücksichtigt werden. Diese Summe erweist sich in 
vielen Fällen als zu niedrig. Die monatlichen Gebühren liegen für viele soziokulturelle Aktivitäten – zum 
Beispiel Klavierunterricht, Musikschule, Ballett, Reiten – deutlich oberhalb von zehn Euro. So zahlen bei-
spielsweise Klavierschüler im Schnitt 29,40 Euro für eine halbe Stunde. Für eine Stunde werden durch-
schnittlich 42,10 Euro verlangt (Quelle: askCharlie). Ferner sollte eine regelmäßige Erhöhung der Teilha-
beleistungen erfolgen, weil auch die Preise und Beiträge der Leistungsanbieter steigen. 

Ausgehend von dem Wert für die Regelbedarfsstufe 4 seit 1. Januar 2019 in Höhe von 322 Euro, errechnet 
sich ein maximaler Bedarf von derzeit 16,10 Euro. Durch eine Ableitung der Pauschale von der Regelbe-
darfsstufe 4 wird gleichzeitig die notwendige Anpassung an die Preisentwicklung sichergestellt. 
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Zu den Doppelbuchstaben bb: 

Die Regelungen in § 28 Absatz 7 SGB II und § 34 Absatz 7 SGB XII bergen aufgrund der äußerst eng 
gefassten Leistungsvoraussetzungen hohen Prüfaufwand für die Verwaltung (im Widerspruch zum eigent-
lichen Anliegen der gesetzlichen Änderungen) und zugleich ein hohes Frustrationsrisiko für die aktiven 
Kinder und Jugendlichen. Nicht zuletzt deshalb verwundert es nicht, dass laut der Evaluation der bundes-
weiten Inanspruchnahme und Umsetzung der Leistungen für Bildung und Teilhabe im Auftrag des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales nur jeder fünfte Berechtigte Leistungen für soziokulturelle Teil-
habe in Anspruch nimmt. 

Zwar sieht der Gesetzentwurf den Wegfall der gesonderten Antragstellung und die Möglichkeit einer Geld-
leistung vor. Allerdings ist dringend eine weitere darüber hinausgehende Vereinfachung erforderlich. Diese 
wird erreicht durch eine Öffnung des Verwendungszwecks (unter Streichung des begrenzenden Merkmals 
der Zumutbarkeit). 

Aber auch aus Gründen einer Gleichbehandlung mit den Bedarfen nach § 28 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 6 
Satz 1 SGB II beziehungsweise den Bedarfen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 SGB XII 
sowie zur Vereinfachung des Verwaltungsvollzugs ist es geboten, den Eigenanteil beim Teilhabebedarf zu 
streichen. 

9. Zu Artikel 3 Nummer 3 Buchstabe c (§ 29 Absatz 5 Satz 1 SGB II), 
Nummer 4 (§ 30 Satz 1 Nummer 1 SGB II), 

 Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe c (§ 34a Absatz 6 Satz 1 SGB XII) 

a) Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nummer 3 Buchstabe c ist wie folgt zu fassen: 

‚c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„Bei Geldleistungen und im begründeten Einzelfall kann ein Nachweis über eine zweckent-
sprechende Verwendung der Leistung verlangt werden.“ ‘ 

bb) Nummer 4 ist zu streichen. 

b) Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe c ist wie folgt zu fassen:  

‚c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„Bei Geldleistungen und im begründeten Einzelfall kann der zuständige Träger der Sozialhilfe 
einen Nachweis über eine zweckentsprechende Verwendung der Leistung verlangen.“ ‘ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und Buchstabe b: 

Wie Gutschein und Direktzahlung soll auch die Geldleistung die vom Gesetzgeber gewollte Zweckbindung 
und die Leistungsbemessung nach tatsächlich entstandenem Aufwand wahren. Das Geld soll schließlich 
bei den Kindern ankommen. Daher wird durch die Neuregelung bei einer Erbringung in Form der Geld-
leistung der Kommune die Möglichkeit eröffnet, einen Nachweis über eine zweckentsprechende Verwen-
dung der Leistung zu verlangen. Derzeit ist ein Nachweis nur dann möglich, wenn zum Beispiel Anhalts-
punkte für einen Leistungsmissbrauch vorliegen. Zukünftig kann die Kommune vor Ort differenziert dar-
über entscheiden, bei welchen Geldleistungen beziehungsweise Konstellationen derartige Nachweise in 
welchem Umfang (zum Beispiel einzelfallbezogen, stichprobenhaft oder regelhaft) sinnvoll sind. So kann 
zum Beispiel beim Schulbedarf nach § 28 Absatz 3 SGB II weitgehend auf Nachweise verzichtet werden, 
während zum Beispiel bei der berechtigten Selbsthilfe nach § 30 SGB II generell ein Nachweis (zum Bei-
spiel eine Quittung) verlangt wird. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb: 

Die geplanten Änderungen bei der berechtigten Selbsthilfe sind zu streichen. Die vorgesehene Einschrän-
kung der bisher vorgesehenen Selbsthilfemöglichkeiten ist nachvollziehbar, soweit die Kommunen von der 
neu eingeräumten Möglichkeit Gebrauch machen, Geldleistungen statt der bisherigen Sachleistungen zu 
gewähren. Allerdings ist durchaus möglich, dass ein Teil der Jobcenter am status quo (Sach- und Dienst-
leistungen) festhält. In diesem Fall ist nicht nachvollziehbar, wenn nur in begrenzterem Maße als bisher 
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eine berechtigte Selbsthilfe möglich wäre. 

Im Übrigen ist nicht nachzuvollziehen, aus welchem Grund das SGB II Einschränkungen bei der berech-
tigten Selbsthilfe vorsieht, das SGB XII jedoch berechtigterweise nicht.  

10. Zu Artikel 3 Nummer 6 Buchstabe a und b Doppelbuchstabe aa  
(§ 37 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2 SGB II), 

Nummer 7 (§ 41 Absatz 3 Satz 4 SGB II), 
 Artikel 4 Nummer 5a – neu – (§ 44 Absatz 1 Satz 2 SGB XII) 

a) Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nummer 6 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 

‚a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „und Leistungen für die Bedarfe nach § 28 
Absatz 2, Absatz 4 bis 7“ gestrichen.‘ 

bbb) In Buchstabe b Doppelbuchstabe aa sind in § 37 Absatz 2 Satz 2 die Wörter „Satz 1 Num-
mer 1“ zu streichen und die Angabe „6 und“ durch das Wort „bis“ zu ersetzen. 

bb) In Nummer 7 sind in § 41 Absatz 3 Satz 4 jeweils die Wörter „Satz 1 Nummer 1“ zu streichen 
und die Angabe "6 und“ durch das Wort „bis“ zu ersetzen. 

b) In Artikel 4 ist nach Nummer 5 folgende Nummer 5a einzufügen:  

‚5a. In § 44 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „3 und“ gestrichen.‘ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Die Regelung im Gesetzentwurf, nach der die gesonderte Antragstellung bei einzelnen Bildungs- und Teil-
habeleistungen (Schulausflüge, Schülerbeförderung, Mittagsverpflegung, Teilhabeleistungen) wegfällt, ist 
zwar grundsätzlich zu begrüßen.  

Damit greift der Gesetzentwurf allerdings nur zum Teil die Empfehlung 7 der Evaluation der bundesweiten 
Inanspruchnahme und Umsetzung der Leistungen für Bildung und Teilhabe im Auftrag des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales auf.  

Danach wird die gesonderte Antragstellung bei allen Leistungen von nahezu allen befragten Akteuren der 
oben genannten Evaluation als ein besonders gravierendes Hemmnis für eine Inanspruchnahme und den 
Aufbau einfacher Verwaltungsverfahren wahrgenommen: Leistungsberechtigte versäumen die Antragstel-
lung, verwirken ihre Rechte oder verzichten auf Leistungen, weil sie über die Verfahrensanforderungen 
nicht im Bilde sind, weil sie Fristen versäumen, weil sie Wege und Aufwände scheuen, weil sie sich von 
einem weiteren Antrag überfordert fühlen oder nicht immer wieder als Bittsteller vorsprechen wollen. Dies 
gilt nach der oben genannten Evaluation unterschiedslos bei allen Leistungen, unter anderem auch bei 
Klassenfahrten und der Lernförderung. 

Aus diesen Gründen sieht die Änderung einen generellen Wegfall der gesonderten Antragstellung bei Bil-
dungs- und Teilhabeleistungen vor. Dies gilt auch bei Klassenfahrten und der Lernförderung. Es ist kein 
sachlicher Grund ersichtlich, hier anders zu verfahren als bei den anderen Bildungs- und Teilhabeleistun-
gen (Schulausflüge, Schülerbeförderung, Mittagsverpflegung, Teilhabeleistungen). 

Zu Buchstabe b: 

Durch die vorgeschlagene Änderung wird im Gleichlauf mit dem SGB II die gesonderte Antragstellung für 
Bildungs- und Teilhabeleistungen im Rahmen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
beseitigt. Es genügt damit auch hier bei Bildungs- und Teilhabeleistungen künftig die Stellung eines allge-
meinen Antrags auf Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. 
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11. Zu Artikel 3 Nummer 6a – neu – (§ 40 Absatz 6 Satz 3 SGB II) 

In Artikel 3 ist nach Nummer 6 folgende Nummer 6a einzufügen: 

‚6a. In § 40 Absatz 6 Satz 3 wird Punkt am Ende durch die Wörter „; dies gilt nicht im Fall von § 29 
Absatz 5 Satz 2.“ ersetzt.‘ 

Begründung: 

Die kommunalen Träger haben gemäß § 29 Absatz 4 SGB II (§ 29 Absatz 5 SGB II-E) die Möglichkeit, 
vom Leistungsberechtigten einen Nachweis über die zweckentsprechende Verwendung der Leistungen für 
Bildung und Teilhabe zu fordern. Eine entsprechende Prüfung ist insbesondere bei der Erbringung von 
Geldleistungen erforderlich, die aufgrund der im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen an Bedeutung 
gewinnen wird.  

Zwar können Bewilligungsentscheidungen aufgrund dieser Norm widerrufen werden, es fehlt aber bislang 
– zumindest bei wörtlicher Auslegung der Vorschriften – an der Durchsetzbarkeit einer Erstattungsforde-
rung.  

Denn nach § 40 Absatz 6 Satz 3 SGB II erfolgt eine Erstattung der Leistungen für Bildung und Teilhabe 
nicht, soweit eine Entscheidung zur Aufhebung der Bewilligung allein wegen dieser Leistungen zu treffen 
wäre. 

In § 29 Absatz 4 Satz 2 – zukünftig § 29 Absatz 5 Satz 2 – und § 40 Absatz 6 Satz 3 SGB II bestehen somit 
– zumindest bei wörtlicher Auslegung der Vorschriften – widersprüchliche Regelungen zur Rückforderung 
von zu Unrecht erbrachten Leistungen für Bildung und Teilhabe.  

Diese unklare Rechtslage erschwert die Entscheidungen der Verwaltung. Daher soll klargestellt werden, 
dass der Verzicht auf die Aufhebung der Bewilligung nach § 40 Absatz 6 Satz 3 SGB II in den Fällen des 
fehlenden Nachweises einer zweckentsprechenden Verwendung zurücktritt und § 29 Absatz 5 Satz 2 
SGB II-E vorgeht.  

An sich wollte der Gesetzgeber mit § 40 Absatz 6 Satz 3 SGB II die Fallkon-stellation regeln, wenn ledig-
lich die Hilfebedürftigkeit in Bezug auf die Bildungs- und Teilhabeleistungen wegfällt oder falsch beurteilt 
worden war, also die Einkommensverhältnisse jedenfalls zur Deckung der Regelbedarfe und der Kosten 
für Unterkunft und Heizung genügen, aber über die isolierte Gewährung von Bildungs- und Teilhabeleis-
tungen zu entscheiden war. In diesem Fall sollen eine Rücknahme beziehungsweise ein Widerruf sowie 
eine Erstattung unterbleiben. 

Im Falle der zweckwidrigen Verwendung besteht jedoch kein Anlass, auf eine Erstattung durch den Emp-
fänger zu verzichten. Es ist anzunehmen, dass das von der gegenwärtigen Regelung auch nicht gewollt ist. 
Eine eindeutige Regelung und Klarstellung dient der Rechtssicherheit. 

12. Zu Artikel 4 Nummer 1a – neu – (§ 27a Absatz 4 Satz 4 – neu – SGB XII) 

In Artikel 4 ist nach Nummer 1 folgende Nummer 1a einzufügen: 

‚1a. Dem § 27a Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 Nummer 1 ist nicht anwendbar für die Bedarfe, die durch eine Leistung nach § 34 Absatz 4 
Satz 1, Absatz 6 Satz 1 oder Absatz 7 Satz 2 gedeckt werden.“ ‘ 

Begründung:  

Nach der gegenwärtigen Systematik des § 34 Absatz 4 Satz 1 (Schülerbeförderungskosten), Absatz 6 
Satz 1 (Teilnahme am gemeinschaftlichen Mittagessen) werden über das Bildungs- und Teilhabepaket nur 
Mehraufwendungen berücksichtigt.  

Dabei handelt es sich um die zum Beispiel mit einem Caterer vertraglich vereinbarten Kosten für ein ge-
meinschaftliches Mittagessen abzüglich eines Eigenanteils von derzeit einem Euro pro Essen. Bei den Kos-
ten der Schülerbeförderung ist ein Eigenanteil von fünf Euro monatlich aus dem Regelbedarf zu bestreiten. 
Rechtlicher Hintergrund für die Erhebung des Eigenanteils ist auch der Umstand, dass Aufwendungen für 
die eigene Zubereitung des Mittagessens ebenso wie die Aufwendungen für Mobilitätskosten bereits in der 
Höhe des Regelbedarfs für Kinder und Jugendliche berücksichtigt werden. Insoweit werden die Kosten für 
das gemeinschaftliche Mittagessen in Schule, Kita und Kindertagespflege und die Schülerbeförderungs-
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kosten abzüglich einer Eigenleistung aus der Regelbedarfsleistung erbracht, um eine Doppelleistung (ein-
mal durch die Berücksichtigung der Verbrauchsausgaben für Ernährung und Mobilität mit den Regelsätzen 
nach den Regelbedarfsstufen als Regelbedarf, einmal über das Bildungspaket) zu vermeiden.  

Bei Wegfall des Eigenanteils und Gewährung eines regelmäßigen freien Mittagessens würde nach der Sys-
tematik des SGB XII grundsätzlich die Anwendung der Regelung des § 27a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 
SGB XII ausgelöst. Hiernach erfolgt im Einzelfall eine von der maßgebenden Regelbedarfsstufe abwei-
chende Regelsatzfestsetzung, wenn ein durch die Regelbedarfe abgedeckter Bedarf nicht nur einmalig, 
sondern voraussichtlich für die Dauer von mehr als einem Monat nachweisbar teilweise oder vollständig 
bereits anderweitig gedeckt wird.  

Dies würde eine Prüfung und gegebenenfalls Absenkung des Regelsatzes gegenüber der maßgebenden 
Regelbedarfsstufe im Einzelfall bedingen. Die mit dem Wegfall des Eigenanteils bedingte gesetzgeberische 
Intention der Vermeidung des Ausschlusses bedürftiger Schülerinnen und Schüler von der Mittagsverpfle-
gung beziehungsweise die vollständige Übernahme der zusätzlichen Schülerbeförderungskosten und Ver-
einfachung des Verwaltungsvollzugs würde konterkariert. Es bedarf daher der klarstellenden Regelung, 
dass § 27a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 SGB XII insoweit keine Anwendung findet. 

Nach § 34 Absatz 7 Satz 2 SGB XII können im Rahmen der Höchstgrenze von zehn Euro monatlich für 
die Teilhabebedarfe nach § 34 Absatz 7 Satz 1 auch weitere tatsächliche Aufwendungen berücksichtigt 
werden, wenn sie im Zusammenhang mit der Teilnahme an Aktivitäten nach § 34 Absatz 7 Satz 1 Num-
mer 1 bis 3 entstehen.  

Aus Gründen einer Gleichbehandlung mit den Bedarfen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 
sowie zur Vereinfachung des Verwaltungsvollzugs ist es geboten, auch hier von einer Minderung des ein-
schlägigen Bedarfs nach § 34 Absatz 7 Satz 2 SGB XII um den im Regelbedarf gegebenenfalls enthaltenen 
Anteil abzusehen. Der Bedarf nach § 34 Absatz 7 Satz 2 ist innerhalb der Höchstgrenze nach § 34 Absatz 7 
Satz 1 zu bewilligen. Hierdurch wird auch ein Gleichklang mit der Rechtslage im SGB II hergestellt, die 
eine solche Minderung ebenfalls nicht vorsieht.  

13. Zu Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe 0a – neu – (§ 34a Absatz 1 Satz 1 SGB XII) 

In Artikel 4 Nummer 3 ist dem Buchstaben a folgender Buchstabe 0a voranzustellen: 

‚0a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„Leistungen zur Deckung des Bedarfs nach § 34 Absatz 5 werden auf Antrag erbracht.“ ‘ 

Begründung: 

Die Regelung im Gesetzentwurf, nach der die gesonderte Antragstellung bei einzelnen Bildungs- und Teil-
habeleistungen (Schulausflüge, Schülerbeförderung, Mittagsverpflegung, Teilhabeleistungen) wegfällt, ist 
grundsätzlich zu begrüßen.  

Zum einen setzt der Gesetzentwurf diese Regelung des Verzichts auf die gesonderte Antragstellung für die 
vorstehenden Bildungs- und Teilhabeleistungen, aber nicht für das Dritte Kapitel SGB XII um. Es ist je-
doch kein sachlicher Grund ersichtlich, im Dritten Kapitel SGB XII als Referenzsystem für die Existenz-
sicherungssysteme anders zu verfahren als bei den Bildungs- und Teilhabeleistungen nach dem SGB II und 
nach dem Vierten Kapitel SGB XII. 

Zum anderen greift der Gesetzentwurf die Empfehlung 7 der Evaluation der bundesweiten Inanspruch-
nahme und Umsetzung der Leistungen für Bildung und Teilhabe im Auftrag des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales nur teilweise auf.  

Danach wird die gesonderte Antragstellung bei allen Leistungen von nahezu allen befragten Akteuren der 
oben genannten Evaluation als ein besonders gravierendes Hemmnis für eine Inanspruchnahme und den 
Aufbau einfacher Verwaltungsverfahren wahrgenommen. Soweit fachlich vertretbar, sollte die Leistungs-
erbringung bei Bildungs- und Teilhabeleistungen möglichst nicht von einer gesonderten Antragstellung 
abhängen. Dies gilt auch für Klassenfahrten im Sinne des § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 SGB XII. Es ist 
in der Regel davon auszugehen, dass die Schulen nur solche Klassenfahrten durchführen, die den schul-
rechtlichen Bestimmungen und damit den Vorgaben in § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 SGB XII entspre-
chen.  
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Mit Ausnahme der außerschulischen Lernförderung nach § 34 Absatz 5 SGB XII ist der Verzicht auf eine 
gesonderte Antragstellung der Bildungs- und Teilhabeleistungen insoweit fachlich vertretbar und zur Ent-
bürokratisierung des Leistungsbezugs auch geboten.  

Bei der außerschulischen Lernförderung hingegen ist die Klärung der Leistungsvoraussetzungen als auch 
die Art und Weise der Leistungserbringung derart komplex, dass eine vorherige Kontaktaufnahme mit dem 
kommunalen Träger der Bildungs- und Teilhabeleistungen erforderlich ist. Insbesondere die Prüfung der 
Tatbestandsmerkmale der Geeignetheit (ist es möglich und erfolgsversprechend, mit der ausgewählten 
Lernförderung die bestehenden Defizite zu kompensieren) und der Angemessenheit (im Rahmen der örtli-
chen Angebotsstruktur wird auf kostengünstige Angebotsstrukturen zurückgegriffen) lassen eine geson-
derte Antragstragstellung geboten erscheinen. Diese Tatbestandsmerkmale setzen mit Blick auf die regio-
nal unterschiedlichen Angebotsstrukturen und divergierenden Gebühren und Preise eine Markterkundung 
des zuständigen Leistungsträgers voraus, die in der Regel auch die Geeignetheit der Angebote einschließt.  

Aufgrund der Komplexität der Leistungsvoraussetzungen besteht andernfalls die Gefahr, dass eine nach-
trägliche Prüfung der Lernförderung im Rahmen der Leistungserbringung als nachträgliche Geldleistung 
(die durch Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe b des Gesetzentwurfs eingeräumt würde) mit erheblichem zu-
sätzlichen Verwaltungsaufwand verbunden ist und mangels nachträglicher Feststellbarkeit einzelner Tat-
bestandsmerkmale zur Ablehnung führt. Dies ist weder für die Leistungsträger noch die Leistungsberech-
tigten sinnvoll. Die Bildungsleistung außerschulische Lernförderung gebietet im besonderen Maße eine 
vorangegangene Beratung und Aufklärung der Leistungsberechtigten sowie gegebenenfalls die rechtzeitige 
Einbeziehung des Leistungsträgers. Der Leistungsträger kann und soll in seinem Zuständigkeitsbereich 
erforderlichenfalls steuernd tätig werden, um seriöse und unseriöse sowie für den vorliegenden Einzelfall 
nicht hinreichend geeignete Angebote abzugrenzen und zugleich eine Oligopolbildung zu vermeiden. Da-
her soll (nur) für diese Leistungskomponente das gesonderte Antragserfordernis bestehen bleiben. 

14. Zu Artikel 8 Nummer 1 (§ 5a Nummer 2 Alg II-V) 

Artikel 8 Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. Nummer 2 wird aufgehoben.“ 

Begründung: 

Nach § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 SGB II sind bei Schülerinnen und Schülern die tatsächlichen Auf-
wendungen für mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen als gesonderte 
Bedarfe gesetzlich verankert.  

§ 5a Nummer 2 der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung sieht dagegen vor, dass bei der Prüfung der 
Hilfebedürftigkeit für die mehrtägigen Klassenfahrten eine Aufteilung der tatsächlichen Aufwendungen 
auf einen Zeitraum von sechs Monaten, beginnend ab dem Folgemonat der Antragstellung, zugrunde zu 
legen ist. Dies wird dem Umstand nicht gerecht, dass die Aufwendungen für die Klassenfahrt im Monat 
des tatsächlichen Bedarfs beziehungsweise der Fälligkeit zu begleichen sind.  

Dem im SGB II geltenden Bedarfsdeckungs- und Gegenwärtigkeitsprinzip entspricht es, dass der Bedarf 
im Monat der Fälligkeit zugrunde zu legen ist.  

Eine Aufteilung der Aufwendungen für die Klassenfahrt über einen in der Zukunft liegenden Zeitraum von 
sechs Monaten ist daher – auch unter Zugrundelegung des in § 28 Absatz 2 SGB II verankerten Anspruchs 
auf die Anerkennung tatsächlicher Aufwendungen – nicht sachgerecht. Dies gilt sowohl für die Prüfung 
der Hilfebedürftigkeit als auch im Falle der Erbringung von Geldleistungen für die Klassenfahrt.  

Eine Streichung von § 5a Nummer 2 der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung bewirkt, dass die Auf-
wendungen für die Klassenfahrt bei der Prüfung der Hilfebedürftigkeit – im Einklang mit § 28 Absatz 2 
SGB II – allein im Bedarfsmonat zu berücksichtigen sind. In diesem Falle ist – soweit Hilfebedürftigkeit 
besteht – auch unter Zugrundelegung von § 29 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 SGB II-E hinreichend klar, dass 
eine Geldleistung für die Klassenfahrt im Monat des tatsächlichen Bedarfs ausgezahlt werden kann. Zu 
vermeiden gilt es jedenfalls, dass sich die Auszahlung von Geldleistungen an die Leistungsberechtigten 
auf Grundlage von § 29 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 SGB II-E in Verbindung mit § 5a Nummer 2 der Ar-
beitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung möglicherweise nur über einen längeren Zeitraum (sechs Mo-
nate) erstrecken darf. Dann würde dem Sinn und Zweck des Gesetzes, die Ermöglichung der Teilnahme an 
gemeinschaftlichen Klassenfahrten nicht mehr Rechnung getragen, weil die Leistungsberechtigten fällige 
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Aufwendungen nicht rechtzeitig begleichen können. Zwar sieht § 29 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 SGB II-E 
des Gesetzentwurfs für die Auszahlung an die Leistungsberechtigten auch noch die Variante der nachträg-
lichen Erstattung verauslagter Beträge vor. Der Verweis darauf erscheint insbesondere bei Klassenfahrten 
im Hinblick auf die teilweise damit verbundene Kostenhöhe allerdings keine hinreichend geeignete Alter-
native, um die Teilnahme an den gemeinschaftlich organisierten Klassenfahrten im Existenzsicherungssys-
tem des SGB II wirkungsvoll zu unterstützen. § 5a Nummer 2 der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verord-
nung ist daher aufzuheben.  

15. Zu Artikel 8a – neu – (§ 1 Absatz 1 Satz 2 – neu – UhVorschG) 

Nach Artikel 8 ist folgender Artikel 8a einzufügen: 

‚Artikel 8a 

Änderung des Gesetzes zur Sicherung des Unterhalts von Kindern alleinstehender Mütter und Väter 
durch Unterhaltsvorschüsse oder -ausfallleistungen (Unterhaltsvorschussgesetz) 

Dem § 1 Absatz 1 des Unterhaltsvorschussgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Juli 2007 (BGBl. I S. 1446), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 14. August 2017 (BGBl. I 
S. 3122) geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Der Anspruch entsteht mit Beginn des Monats, in dem die in Satz 1 genannten Voraussetzungen sowie 
der Antrag nach § 9 Absatz 1 vorliegen, und dauert bis zum Entfallen einer Anspruchsvoraussetzung 
fort.“ ‘ 

Begründung: 

In seinem Urteil vom 18. Dezember 2017 (BVerwG 5 C 36.16) hat das Bundesverwaltungsgericht sich 
nicht nur zum Unterhaltsvorschuss-Anspruch von Kindern mit Wohnsitz im EU-Ausland geäußert, sondern 
auch zu der Frage, ob Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz monatsweise oder als Dauerleistung 
erbracht werden (am angegebenen Ort Randziffer 12-21). Das Bundesverwaltungsgericht nimmt eine mo-
natsweise Gewährung an, während das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie 
die zuständigen Ministerien und Senatsverwaltungen der Länder stets von einer Dauerleistung ausgegan-
gen sind. Dementsprechend hat diese Rechtsauffassung auch an mehreren Stellen Eingang in die Richtli-
nien zur Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes gefunden. 

Verwaltungsakte ohne Dauerwirkung sind überwiegend in der Sozialhilfe gängig. Die zeitliche Begren-
zung wird dort mit dem praktischen Erfordernis gerechtfertigt, dass die sich möglicherweise täglich än-
dernde Notlage der Bedürftigen in kurzen Abständen überprüft werden muss. Jedoch ist dies im UhVor-
schG gerade nicht der Fall. Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz werden nicht bedarfsabhängig 
gezahlt und tragen deshalb – rechtlich gesehen – nicht einer bestehenden Notlage Rechnung. Der Anspruch 
besteht bereits dann, wenn das Kind nicht den ihm zivilrechtlich zustehenden Unterhalt bekommt, und 
zwar auch dann, wenn es seine Existenz auch durch andere Mittel bestreiten kann. Es geht letztlich um die 
Prüfung, ob der Unterhaltsverpflichtete seiner Pflicht nicht, nur teilweise oder nicht regelmäßig nach-
kommt. Ob der Anspruch entstanden ist, entscheidet der Träger vor diesem Hintergrund nur einmal, nicht 
aber monatsweise neu. Es bedarf zwar einer Entscheidung über den Leistungsbeginn, nicht aber über mo-
natlich entstehende und fällig werdende weitere Ansprüche. Die Entscheidung hat Bestand, solange die 
Grundvoraussetzungen vorliegen und die Erstentscheidung nicht aufgehoben wird. 

Folgt man der Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts, besteht zudem ein schwerwiegender Nachteil 
für die eigentlich anspruchsberechtigten Kinder in Zeiten eines Gerichtsverfahrens. Wenn die Behörde den 
Fall nur bis zum Zeitpunkt der Klage geregelt hat, kann die Klägerin beziehungsweise der Kläger bei un-
veränderter Sach- und Rechtslage hinsichtlich des nachfolgenden Zeitraums nicht auf die begehrte Leistung 
klagen. Ein solches Verfahren kann sich aber durch verschiedene Instanzen über Jahre hinweg hinziehen, 
so dass den anspruchsberechtigten Kindern im Ergebnis dann notwendige Leistungen fehlen, die ihnen 
materiell-rechtlich zugestanden hätten. Antragstellerinnen und Antragsteller können dieser Problematik 
lediglich entkommen, indem sie bereits bei der Antragstellung die Leistung ausdrücklich für einen Zeit-
raum beantragen, der ein potenzielles Gerichtsverfahren überdauern würde. Dies kann nicht von den Al-
leinerziehenden erwartet werden, zumal dieses Begehren nicht im Antragsvordruck vorgesehen ist.  
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Das Verwaltungsgericht Sigmaringen (VG Sigmaringen vom 22. Februar 2018, Az. 2K3831/16) hat des-
halb bereits in einem ähnlich gelagerten Fall entschieden, dass es keines erneuten Antrages auf Gewährung 
von Unterhaltsvorschussleistungen für die Zeit ab Erlass des Widerspruchsbescheides bedarf, sondern der 
ursprüngliche Antrag unbeschränkt fortbestehe. Somit hatte das Jugendamt die ablehnenden Bescheide und 
den Widerspruchsbescheid aufzuheben und Unterhaltsvorschuss zu zahlen. Die nunmehr durch anderslau-
tende höchstrichterliche Rechtsprechung aufgeworfene Problematik soll durch die gesetzliche Fixierung 
behoben werden. 

Die vorgeschlagene Formulierung hat den zusätzlichen Vorteil, dass sich damit direkt aus dem Gesetz 
ergibt, dass der Anspruch bereits ab Monatsanfang besteht und nicht erst ab der Antragstellung. Diese 
derzeitige, unsichere Rechtslage wird bisher lediglich durch die Richtlinie zur Durchführung des Unter-
haltsvorschussgesetzes in Nummer 9.1 unter Hinweis auf § 1613 Absatz 1 Satz 2 BGB gelöst und sollte 
auch einer gesetzlichen Klärung zugeführt werden. 

Zum Gesetzentwurf allgemein 

16. Der Bundesrat begrüßt die Zielrichtung des vorgelegten Gesetzentwurfs, der die Inanspruchnahme des 
Kinderzuschlags durch einen einheitlichen Bewilligungszeitraum von sechs Monaten und durch feste Be-
messungszeiträume deutlich vereinfacht. Aus Sicht des Bundesrates kommt der Beseitigung von Zugangs-
barrieren zum Kinderzuschlag hohe Bedeutung zu – besonders vor dem Hintergrund, dass bereits die vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend initiierte Gesamtevaluation der familien- 
und ehebezogenen Leistungen den Kinderzuschlag als effizientes Mittel zur Verbesserung der wirtschaft-
lichen Situation von Familien im unteren Einkommenssegment und somit als wichtiges Instrument zur 
Bekämpfung der Kinderarmut identifiziert hatte. 

Der Gesetzentwurf geht jedoch davon aus, dass auch nach Inkrafttreten der Änderungen nur etwa 35 Pro-
zent der Berechtigten den Kinderzuschlag tatsächlich in Anspruch nehmen werden. Demnach werden zwei 
von drei Familien, denen der Kinderzuschlag zusteht, diese für sie sehr hilfreiche Leistung nicht beantragen 
– sei es aus Unkenntnis, sei es wegen des nach wie vor komplizierten Verfahrens. Das kann nicht hinge-
nommen werden. 

Der Bundesrat fordert daher, im weiteren Gesetzgebungsverfahren weitere Maßnahmen zu ergreifen, um 
den berechtigten Familien die Inanspruchnahme des Kinderzuschlags zu erleichtern: 

 Die Information der anspruchsberechtigten Familien über den Kinderzuschlag muss verbessert wer-
den. Es muss systematisch ermittelt werden, auf welchen Wegen man die Zielgruppe am besten er-
reicht, damit eine Informationskampagne präzise dort ansetzen kann. 

 Das Verfahren zur Beantragung und Gewährung des Kinderzuschlags muss weiter vereinfacht wer-
den, um dieses für die Berechtigten transparent und berechenbar zu machen. 

 Die Möglichkeiten der Digitalisierung müssen genutzt werden, um Barrieren bei der Antragstellung 
zu beseitigen und interessierten Familien die Informationen, die sie für die Antragstellung benötigen, 
in anschaulicher und leicht verständlicher Form zu vermitteln. 

17. a) Der Bundesrat begrüßt die Zielrichtung des Gesetzentwurfs, mit der Neugestaltung des Kinderzuschla-
ges und den Verbesserungen bei den Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes Familien und ihre 
Kinder entsprechend ihrer konkreten Lebenssituation zu stärken und verlässlich zu unterstützen. 

b) Der Bundesrat unterstützt das Anliegen der Bundesregierung, mit der Erhöhung und Dynamisierung 
des Kinderzuschlags sowie den Verbesserungen bei dem Bildungs- und Teilhabepaket Familien mit 
kleinem Einkommen zu unterstützen und bessere Teilhabechancen für Kinder und Jugendliche zu rea-
lisieren. Der Bundesrat begrüßt ausdrücklich das Ziel, Familien und ihre Kinder in verdeckter Armut 
besser zu erreichen und auch der Lebenssituation von Alleinerziehenden besser Rechnung zu tragen. 

c) Der Bundesrat hat jedoch Bedenken, ob alle Familien in vergleichbarer Lage gleichermaßen von den 
Neuregelungen profitieren können.  

aa) Der Kinderzuschlag bleibt bürokratisch und komplex; die Schnittstellen zu anderen Leistungen 
(SGB II, Wohngeld und Unterhaltsvorschuss) sind häufig selbst für Fachleute nur schwer zu 
durchschauen. Es überrascht daher nicht, dass auch die Bundesregierung davon ausgeht, dass mit 
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dem vorliegenden Gesetzentwurf nur ein Bruchteil der anspruchsberechtigten Familien und ihrer 
Kinder erreicht werden wird.  

bb) Die Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes kommen nach der Evaluation des BMAS aus 
dem Jahr 2016 durchschnittlich nur bei jedem zweiten berechtigten Kind an. Dies ist umso be-
denklicher, als es sich hier um Bedarfe handelt, die Teil des soziokulturellen Existenzminimums 
sind, das jedem Kind zwingend zu gewähren ist. Viele Kinder erhalten daher weiterhin nicht das, 
was zwingend notwendig wäre. 

d) Für Kinder im Grundsicherungsbezug bedarf es sofort weiterer Verbesserungen. Sinnvoll ist zum Bei-
spiel eine zeitnahe Überprüfung der Regelbedarfssätze, damit diese sicherstellen, dass ein Kind tatsäch-
lich das bekommt, was es für ein gesundes Aufwachsen benötigt. Dabei soll auch überprüft werden, ob 
beziehungsweise welche Teile der Leistungen für Bildung und Teilhabe innerhalb auskömmlicher Re-
gelsätze berücksichtigt werden können. 

18. Der Bundesrat bittet ferner, im weiteren Gesetzgebungsverfahren insbesondere auch die Aufnahme eines 
Mehrbedarfszuschlags zum Kinderzuschlag zur Vermeidung einer Schlechterstellung von Einelternfami-
lien analog zum SGB II zu prüfen. 

19. Der Bundesrat begrüßt die im Gesetzentwurf vorgesehene Anhebung des Kinderzuschlags und die Absicht, 
die Leistung für Familien endlich sicher planbar auszugestalten. Mit der vorgesehenen Neugestaltung des 
Kinderzuschlags werden wichtige und gute Weichen gestellt, um zukünftig Familien und ihre Kinder auch 
aus der verdeckten Armut besser zu erreichen als bisher. Nunmehr ist auch gewährleistet, dass Unterhalts-
vorschussleistungen nicht mehr den Bezug von Kinderzuschlag verhindern. Der Umstand, dass durch die 
gleichzeitige Anrechnung beim Wohngeld, der vor allem bei Kindern in der dritten Altersstufe, dazu führt, 
dass im Ergebnis weniger Einkommen zur Verfügung steht als vor der Reform des Unterhaltsvorschussge-
setzes aus dem Jahr 2017, ist aber bislang noch nicht berücksichtigt worden. 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren deshalb um Prüfung, 

a) wie die Schnittstellenproblematik bei einem gleichzeitigen Bezug von Unterhaltsvorschussleistungen 
und Wohngeld aufgehoben werden kann, so dass die Kinder Alleinerziehender, die nach der Reform 
des Gesetzes zur Sicherung des Unterhalts von Kindern alleinstehender Mütter und Väter durch Un-
terhaltsvorschüsse oder -ausfalleistungen (UhVorschG) im Juli 2017 durch stärkere Einkommensan-
rechnung der Unterhaltsvorschussleistung beim Wohngeld weniger Einkommen zur Verfügung haben 
als noch vor der UhVorschG-Reform, keine Schlechterstellung mehr erfahren und 

b) wie dem Grundprinzip, dass ältere Kinder einen höheren Barbedarf haben, entsprochen werden kann. 
Durch die 100 Euro-Grenze bei der Einkommensanrechnung des Kindes (§ 6a Absatz 3 Satz 3 
BKGG-E) fehlt ab einem Einkommen von 182 Euro eine Dynamisierung des tatsächlich zur Verfü-
gung stehenden Einkommens. 

Der Bundesrat hält es zudem für erforderlich, dass über die Verbesserung einzelner Familienleistungen 
hinaus eine einheitliche Existenzsicherung für Kinder verstärkt in den Blick genommen und Modelle hier-
für diskutiert und geprüft werden müssen. 

Begründung: 

Seit der Reform des Unterhaltvorschussgesetzes wird Unterhaltsvorschuss bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres gewährt und die Grenze der Bezugsdauer von höchstens 72 Monaten wurde aufgehoben. Somit 
erhalten Alleinerziehende deutlich länger Unterhaltsvorschussleistungen für ihre Kinder. Der Unterhalts-
vorschuss wird als Einkommen beim Wohngeld berücksichtigt, sodass Alleinerziehende beim gleichzeiti-
gen Bezug von Unterhaltsvorschuss und Wohngeld ein geringeres Wohngeld als zuvor oder gar kein 
Wohngeld mehr erhalten. Durch die Leistung von Unterhaltsvorschuss und das damit verbundene höhere 
Kindeseinkommen kommt es bislang in Einzelfällen zu einem Wegfall des Kinderzuschlags. Dies kann zur 
Folge haben, dass die Alleinerziehenden nach der Reform des Unterhaltsvorschusses für ihre Kinder we-
niger Einkommen tatsächlich zur Verfügung haben als noch vor der UhVorschG-Reform.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ist nunmehr zwar gewährleistet, dass Unterhaltsvorschussleistungen 
nicht mehr den Bezug von Kinderzuschlag verhindern. Der Umstand, dass die gleichzeitige Anrechnung 
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beim Wohngeld vor allem bei Kindern in der dritten Altersstufe dazu führt, dass im Ergebnis weniger 
Einkommen zur Verfügung steht als vor der UhVorschG-Reform, ist aber bislang noch nicht berücksichtigt 
worden. 

Gemäß Artikel 1 Nummer 3 des Gesetzentwurfs soll § 6a Absatz 3 des Bundeskindergeldgesetzes so ge-
ändert werden, dass das Kindeseinkommen den Kinderzuschlag nur noch zu 45 Prozent, statt wie bisher zu 
100 Prozent, mindern soll, soweit dadurch nicht mehr als 100 Euro vom Kindeseinkommen unberücksich-
tigt wird. Darüber hinausgehendes Kindeseinkommen wird wie bisher zu 100 Prozent angerechnet. 

Gemäß Artikel 1 Nummer 7 des Gesetzentwurfs soll gemäß § 20 Absatz 2 des Bundeskindergeldgesetzes 
für die Zeit vom 1. Juli 2019 bis zum 31. Dezember 2020 der monatliche Höchstbetrag des Kinderzu-
schlags für jedes zu berücksichtigende Kind 185 Euro betragen. 

Ab dem 1. Juli 2019 beträgt der Unterhaltsvorschuss jeweils monatlich 

 für Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres 150 Euro, 

 für Kinder vom siebten bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahres 202 Euro und 

 für Kinder vom 13. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 272 Euro. 

Somit ergeben sich ausgehend vom Höchstbetrag von 185 Euro unter Berücksichtigung des Kindesein-
kommens in den unterschiedlichen Altersstufen beim Unterhaltsvorschuss folgende Beträge für den Kin-
derzuschlag: 

1. Altersstufe: 150 Euro Kindeseinkommen 

Zu berücksichtigendes Einkom-
men (45 Prozent) 

150 Euro x 
0,45 

= 67,50 Euro 

Nicht zu berücksichtigendes Ein-
kommen (55 Prozent) 

150 Euro x 
0,55 

= 82,50 Euro < 100 Euro, so-
dass hier kein Einkommen zu-
sätzlich berücksichtigt werden 
muss 

Zusätzlich zu berücksichtigendes 
Einkommen 

Insgesamt zu berücksichtigendes 
Einkommen 

= 67,50 Euro 

Höhe des Kinderzuschlags 185 Euro – 
67,50 Euro 

= 117,50 Euro 

Zur Verfügung stehendes Ein-
kommen (Kinderzuschlag + Kin-
deseinkommen) 

117,50 Euro + 
150 Euro 

= 267,50 Euro 

2. Altersstufe: 202 Euro Kindeseinkommen 

Zu berücksichtigendes Einkom-
men (45 Prozent) 

202 Euro x 
0,45 

= 90,90 Euro 

Nicht zu berücksichtigendes Ein-
kommen (55 Prozent) 

202 Euro x 
0,55 

= 111,10 Euro > 100 Euro, so-
dass hier Einkommen zusätz-
lich berücksichtigt werden 
muss 

Zusätzlich zu berücksichtigendes 
Einkommen 

 11,10 Euro 

Insgesamt zu berücksichtigendes 
Einkommen 

90,90 Euro + 
11,10 Euro 

= 102 Euro 

Höhe des Kinderzuschlags 185 Euro – 
102 Euro 

= 83 Euro 

Zur Verfügung stehendes Ein-
kommen (Kinderzuschlag + Kin-
deseinkommen) 

83 Euro + 
202 Euro 

= 285 Euro 
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3. Altersstufe: 272 Euro Kindeseinkommen 

Zu berücksichtigendes Einkom-
men (45 Prozent) 

272 Euro x 0,45 = 122,40 Euro 

Nicht zu berücksichtigendes Ein-
kommen (55 Prozent) 

272 Euro x 0,55 = 149,60 Euro > 100 Euro, so-
dass hier Einkommen zusätz-
lich berücksichtigt werden 
muss 

Zusätzlich zu berücksichtigendes 
Einkommen 

 49,60 Euro 

Insgesamt zu berücksichtigendes 
Einkommen 

122,40 Euro + 
49,60 Euro 

= 172 Euro 

Höhe des Kinderzuschlags 185 Euro – 
172 Euro 

= 13 Euro 

Zur Verfügung stehendes Ein-
kommen (Kinderzuschlag + Kin-
deseinkommen) 

13 Euro + 
272 Euro 

= 285 Euro 

Es ist festzustellen, dass sowohl in der zweiten Altersstufe bei einem Einkommen von 202 Euro als auch 
in der dritten Altersstufe bei einem Einkommen von 272 Euro mit dem Kinderzuschlag jeweils 285 Euro 
zur Verfügung stehen. 

Ein Kind im Kontext des Kinderzuschlags hat daher mit steigendem Einkommen letztendlich nicht mehr 
Einkommen zur Verfügung. Diese fehlende Dynamisierung widerspricht dem Grundsatz, dass Kinder mit 
steigendem Alter einen immer höheren Barbedarf haben. So gilt gemäß § 1612a BGB, dass mit steigendem 
Alter ein höherer Anspruch auf Mindestunterhalt besteht. Dieser über § 2 Absatz 1 UhVorschG auch im 
Unterhaltsvorschussrecht geltende Grundsatz wird durch den vorliegenden Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung negiert.  

Durch die 100 Euro-Grenze und die entsprechende Berücksichtigung des Kindeseinkommens beim Kin-
derzuschlag stehen bei einem Einkommen von 182 bis 285 Euro konstant 285 Euro zur Verfügung, womit 
Kinder der zweiten und dritten Altersstufe, die unterschiedlich hohe Unterhaltsvorschussleistungen bezie-
hen, durch die Anrechnung beim Kinderzuschlag nur noch das gleiche Einkommen zur Verfügung haben. 

Die Vielzahl der in Deutschland für Kinder und Jugendliche und ihre Familien existierenden Maßnahmen 
und Unterstützungsleistungen ist kaum zu durchschauen. Vor allem Familien in besonderen Lebenslagen 
müssen Leistungen zur Sicherung ihrer Existenz an unterschiedlichen Stellen mit zum Teil sehr kompli-
zierten Antragsverfahren beantragen und sind verstärkt von Schnittstellenproblemen der unterschiedlichen 
Leistungen und Unterstützungssysteme betroffen. Der vorliegende Gesetzentwurf baut die bürokratischen 
Hürden bei der Beantragung von Leistungen des Kinderzuschlags nicht ausreichend ab und löst nicht alle 
bestehenden Schnittstellenprobleme zu anderen Leistungssystemen. 

Alle Familien benötigen für die ihnen zustehenden staatlichen Leistungen Beratung, Anträge und Informa-
tionen von verschiedenen Behörden oder Stellen. Die Intransparenz der unterschiedlichen Leistungen führt 
zu Ungleichheiten bei deren Inanspruchnahme.  

Daher sollten verstärkt Anstrengungen unternommen werden, eine optimierte monetäre Leistung für Kin-
der zu entwickeln. Zugänge zu staatlichen, insbesondere kindbezogener Leistungen, müssen nied-
rigschwellig organisiert werden. Das kann nicht innerhalb des bestehenden Systems durch einzelne Ver-
besserungen der bestehenden Leistungen erfolgen. 
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20. a) Der Bundesrat begrüßt, dass im Rahmen der Neuregelungen des Gesetzes zur zielgenauen Stärkung 
von Familien und ihren Kindern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags und die Verbesserung 
der Leistungen für Bildung und Teilhabe (Starke-Familien-Gesetz – StaFamG) Erwerbseinkommen von 
Kindern den Kinderzuschlag nicht vollständig ausschließen.  

b) Der Bundesrat hält es für erforderlich, dass dieses Grundprinzip auch im Achten Buch Sozialgesetzbuch 
berücksichtigt wird. Bislang müssen die jungen Menschen bei vollstationären Leistungen 75 Prozent 
ihres Einkommens als Kostenbeitrag einsetzen. Nur bei einem Einkommen, das aus einer Tätigkeit 
stammt, die dem Zweck der Leistung dient, kann auf den Kostenbeitrag ganz oder teilweise verzichtet 
werden.  

c) Der Bundesrat bittet, im anstehenden Prozess zur Reform des Achten Buches Sozialgesetzbuch im Di-
alog mit den Ländern eine Regelung zu treffen, die den Kostenbeitrag für die jungen Menschen redu-
ziert und eine Klarstellung vornimmt, dass bei Tätigkeiten, die dem Zweck der Leistung dienen, auf 
einen Kostenbeitrag der jungen Menschen teilweise oder gänzlich zu verzichten ist. Junge Menschen in 
Heimerziehung und Vollzeitpflege sollen, insbesondere wenn sie ein freiwilliges soziales Jahr ableisten 
oder einen Ferienjob ausüben, motiviert werden Eigenverantwortung zu übernehmen und sich gesell-
schaftlich zu engagieren, anstatt sie durch Abgabe eines überwiegenden Teils ihres Entgeltes zu entmu-
tigen. 

21. Der Bundesrat fordert, die 2013 ausgelaufene Förderung im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets in 
modifizierter Form wiederaufzunehmen. Hiermit soll eine dauerhafte Mitfinanzierung von bereits in den 
Ländern vorhandenen Strukturen der sozialpädagogischen Arbeit mit sozial benachteiligten jungen Men-
schen aus Bundesmitteln gewährleistet werden.  

Begründung: 

In seiner Entscheidung vom Februar 2010 – 1 BvL 1/09 – 1 BvL 3/09 –1 BvL 4/09 – legte das Bundesver-
fassungsgericht dar, dass der „unmittelbar verfassungsrechtliche Leistungsanspruch auf Gewährleistung 
eines menschenwürdigen Existenzminimums nicht nur diejenigen Mittel umfasst, die zur Aufrechterhal-
tung eines menschenwürdigen Daseins unbedingt erforderlich sind. Er gewährleistet das gesamte Existenz-
minimum durch eine einheitliche grundrechtliche Garantie, die sowohl die physische Existenz des Men-
schen wie Nahrung, Kleidung, Hausrat, Unterkunft, Heizung, Hygiene und Gesundheit als auch die Siche-
rung der Möglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen und zu einem Mindestmaß an Teil-
habe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben umfasst“. Zur Absicherung dieser Teilhabe 
von Kindern und Jugendlichen, die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende erhalten, hat der 
Bund im Jahr 2011 das sogenannte Bildungs- und Teilhabepaket (§ 28 SGB II) eingeführt.  

Im Zusammenhang mit der Einführung des Bildungs- und Teilhabepakets stellte der Bund gleichzeitig für 
den Zeitraum von 2011 bis 2013 circa 400 Millionen Euro jährlich bereit, mit denen den kreisfreien Städten 
und Kreisen durch die finanzielle Entlastung bei den Kosten der Unterkunft und Heizung finanzielle Spiel-
räume geschaffen wurden. Diese wurden zum Beispiel für die Finanzierung pädagogischer Fachkräfte 
(Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter) in Schulen genutzt. Ihre Tätigkeit ist ein ganz wesent-
licher Garant für die erfolgreiche, breit angelegte soziale Teilhabe junger Menschen sowie der Realisierung 
von Förderangeboten unterschiedlichster Art und damit der Sicherstellung des soziokulturellen Existenz-
minimums der Kinder und Jugendlichen. Die bisherigen Erfahrungen zur Umsetzung des Bildungs- und 
Teilhabepakets verdeutlichen, dass über übliche Vorkehrungen im Sozialverfahren wie der Beratung oder 
dem Hinwendungsgebot hinaus Verfahren, Ansprechpartner und Ähnliches vorgehalten werden müssen, 
damit die Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets bei den Kindern und Jugendlichen auch tatsächlich 
ankommen. Die in den Ländern vorhandenen Strukturen der sozialpädagogischen Arbeit mit sozial benach-
teiligten jungen Menschen können hier einen wesentlichen Beitrag zur Verstärkung der tatsächlichen In-
anspruchnahme der Bildungs- und Teilhabeleistungen und damit zur Sicherstellung des verfassungsrecht-
lich gewährleisteten Existenzminimums für Kinder und Jugendliche leisten. Der Bund sollte daher die 2013 
ausgelaufene Förderung in modifizierter Form wieder aufnehmen, um eine dauerhafte Mitfinanzierung 
dieser Angebote zu gewährleisten. 

juris Lex QS
09052024 ()



Drucksache 19/8036 – 20 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

Gegenäußerung der Bundesregierung 

1. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b (§ 5 Absatz 3 BKGG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Die Bewilligung des Kinderzuschlags setzt künftig zwar nicht mehr voraus, dass Hilfebedürftigkeit nach 
dem SGB II vermieden wird, wohl aber, dass mit dem Kinderzuschlag keine Hilfebedürftigkeit nach dem 
SGB II besteht. Der Grundsatz, nach dem es sich beim Kinderzuschlag um eine vorrangige Leistung han-
delt, wird demnach uneingeschränkt beibehalten. Sofern ein Anspruch auf Kinderzuschlag besteht, aber 
bereits Grundsicherungsleistungen gezahlt wurden, muss der SGB II-Träger auch künftig einen Erstat-
tungsanspruch gegenüber der Familienkasse geltend machen. 

Ein etwaiger Differenzbetrag infolge des höheren Kinderzuschlaganspruchs wird bereits nach derzeitiger 
Rechtslage an den Antragsteller bzw. die Familie ausgezahlt und Rückforderungen der SGB II-Leistungen 
beim Berechtigten werden durch das Erstattungsverfahren zwischen den Behörden vermieden. 

Die vorgeschlagene Regelung läuft der grundlegenden Systematik von Vorrang und Nachrang zwischen 
Kinderzuschlag und SGB II-Leistungen zuwider. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 3 – (§ 6a Absatz 3 Satz 3 BKGG)  

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.  

Der Koalitionsvertrag sieht neben der besseren Abstimmung von Kinderzuschlag, Wohngeld, Kinderun-
terhalt und/oder Unterhaltsvorschuss die Schaffung eines Freibetrages für Einkommen des Kindes vor. Aus 
dieser Diskussion ist die nun vorgesehene Regelung entstanden, die eine Anrechnung des zu berücksichti-
genden Kindeseinkommens zu 45 % bei einer Begrenzung des anrechnungsfreien Einkommens auf 
100 Euro vorsieht. Damit werden Schlechterstellungen durch zusätzliches Kindeseinkommen vielfach ver-
mieden und auch Kinder von Alleinerziehenden wieder besser erreicht. Die Bundesregierung ist zu dem 
Schluss gekommen, dass 100 Euro als anrechnungsfreier Betrag angemessen sind.  

Dabei ist zu beachten, dass insbesondere Erwerbseinkommen nur teilweise zu berücksichtigen ist, da es 
bereits über die anzuwendenden Anrechnungsregelungen nach dem SGB II privilegiert wird. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 4a – neu – (§ 9 Absatz 3 Satz 3 und 4 neu BKGG)  

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.  

Nach derzeitiger Rechtslage müssen Bildungs- und Teilhabe-Leistungen im SGB II gesondert und anders 
als im BKGG in der Regel im Voraus beantragt werden. Die beabsichtigte Regelung, dass keine gesonder-
ten Anträge mehr für die einzelnen Bildungs- und Teilhabe-Leistungen gestellt werden müssen, gewähr-
leistet daher im SGB II, dass künftig keine Ansprüche mehr dadurch verloren gehen, dass der Antrag nicht 
rechtzeitig gestellt wurde. 

Dagegen besteht im BKGG schon jetzt kein Risiko, Ansprüche zu verlieren, da nach dem BKGG Bildungs- 
und Teilhabe-Leistungen bereits nach derzeitiger Rechtslage auch rückwirkend beantragt werden können. 

Zwar sind mit den Änderungen im SGB II Bildungs- und Teilhabe-Leistungen künftig mit dem Antrag auf 
Grundsicherungsleistungen beantragt. Eine Gewährung der Leistungen erfordert in der Regel jedoch noch 
weitere Angaben durch die Berechtigten und die Geltendmachung bei der zuständigen Behörde. 

Diese Geltendmachung erfolgt im BKGG durch schriftlichen Antrag (§ 9 Absatz 3 BKGG), an den keine 
besonderen Anforderungen zu stellen sind. Wie im Gesetzentwurf beschrieben, wird die Bundesregierung 
auf die beteiligten Akteure zugehen, um einen einheitlichen Formularsatz zur Erhebung der für die Leis-
tungserbringung erforderlichen Daten zu entwickeln. Es ist beabsichtigt, dass dieser Formularsatz auch von 
Bezieherinnen und Beziehern von Kinderzuschlag und Wohngeld für die Beantragung der Bildungs- und 
Teilhabe-Leistungen genutzt werden kann. 

Um einen Gleichlauf in beiden Bereichen zu gewährleisten und auch etwa Hürden im Hinblick auf eine 
mögliche digitale Beantragung der Bildungs- und Teilhabe-Leistungen zu beseitigen, beabsichtigt die Bun-
desregierung, auf das Schriftformerfordernis des Antrages im BKGG zu verzichten, sodass die Geltend-
machung der Bildungs- und Teilhabe-Leistungen in beiden Rechtskreisen formlos erfolgen kann.  
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Ziel ist es, dass die Bezieherinnen und Bezieher von SGB II-Leistungen, von Kinderzuschlag und von 
Wohngeld den gleichen Zugang zu Bildungs- und Teilhabe-Leistungen haben.  

4. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe a (§ 28 Absatz 3 SGB II),  
Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe a (§34 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2, Satz 3 – neu – SGB XII) 

Die Bundesregierung stimmt dem Bundesrat insoweit zu, als eine Änderung für Fallgestaltungen vorge-
schlagen wird, in denen Schülerinnen und Schüler erstmalig im Monat Februar in die Schule aufgenommen 
werden.  

Im Übrigen wird die Bundesregierung den Vorschlag prüfen. 

Die Annahme des Bundesrates, dass die Berücksichtigung des persönlichen Schulbedarfs zum 1. August 
des jeweiligen Kalenderjahres eine Benachteiligung von Familien darstelle, wenn diese in Bundesländern 
mit Unterrichtsbeginn im September leben, wird jedoch nicht geteilt. Auch bestehen weiterhin sachliche 
Gründe für eine unterschiedliche Regelung der Berücksichtigungstermine im SGB II und SGB XII.  

Die Vielzahl an Leistungsfällen im SGB II sowie die automatische, IT-gestützte Auszahlung der Leistung 
für den persönlichen Schulbedarf erfordert regelmäßig feste Auszahlungstermine. Ein Abstellen auf den 
ersten Schultag eines Schuljahres wie im SGB XII ist in Massenverfahren wie dem SGB II nicht umsetzbar 
oder löste unnötigen zusätzlichen Verwaltungsaufwand aus. Denn bei einem uneingeschränkten Verweis 
des § 28 Absatz 3 SGB II auf das SGB XII müsste auf den ersten Unterrichtstag abgestellt werden (entwe-
der bezogen auf die jeweils besuchte Schule – vgl. § 34 Absatz 3 SGB XII und § 34 Absatz 3 Satz 1 
SGB XII-E – oder bezogen auf das Land, in dem die Schülerin oder der Schüler lebt – vgl. Stellungnahme 
des Bundesrates zu § 34 Absatz 3 Satz 3 – neu – SGB XII).  

Daher wird im SGB II der 1. August als Auszahlungstermin für das erste Schulhalbjahr und der 1. Februar 
als Auszahlungstermin für das zweite Schulhalbjahr grundsätzlich beibehalten. Dem steht eine Anerken-
nung des Bedarfs für die jeweiligen Schulhalbjahre auch dann nicht entgegen, wenn Familien erstmals 
nach August bzw. nach Februar bedürftig werden oder einen Antrag auf Leistungen der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende stellen. Denn anders als im bisher geltenden § 28 Absatz 3 Satz 1 SGB II soll durch die 
Formulierung im Gesetzentwurf („… der … anzuerkennende Bedarf für das erste Schulhalbjahr … und für 
das zweite Schulhalbjahr …“) verdeutlicht werden, dass der Bedarf an persönlicher Schulausstattung in 
Höhe der jeweiligen Teilbeträge während des gesamten Schulhalbjahres besteht, soweit er nicht bereits 
zum 1. August bzw. 1. Februar berücksichtigt wurde. Dem steht auch nicht entgegen, dass der Unterricht 
in einigen Bundesländern üblicherweise erst ab September stattfindet. Denn das Schuljahr beginnt in allen 
Bundesländern – unabhängig vom konkreten Unterrichtsbeginn – grundsätzlich am 1. August eines jeden 
Kalenderjahres.  

Dass es sich bei den Terminen 1. August und 1. Februar nur um Auszahlungstermine für den Regelfall 
handelt, die gerechtfertigte Ausnahmen zulassen, könnte im Gesetzentwurf noch durch eine entsprechende 
Ergänzung (z. B. um den Begriff „regelmäßig“: „regelmäßig zum 1. August“ bzw. „regelmäßig zum 1. 
Februar“) verdeutlicht werden. Die Bundesregierung wird eine entsprechende Änderung prüfen. 

Eine solche gerechtfertigte Ausnahme kommt auch in Betracht, wenn Schülerinnen und Schüler nach Au-
gust bzw. nach Februar (also nicht nur im September) aus dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
oder dem SGB XII in das Leistungssystem des SGB II wechseln (sog. Rechtskreiswechsel). Leistungslü-
cken sollen durch die im Gesetzentwurf enthaltene Neuformulierung des § 28 Absatz 3 SGB II gerade ver-
hindert werden. Voraussetzung ist jedoch, dass die Schülerin oder der Schüler nicht bereits im Rahmen des 
AsylbLG bzw. SGB XII eine entsprechende Leistung für den persönlichen Schulbedarf erhalten hat und 
der Bedarf somit bereits gedeckt ist. Entsprechendes gilt auch für einen sogenannten Rechtskreiswechsel 
vom SGB II zum SGB XII.  

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung in § 34 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 (Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa) stimmt die Bundesregierung zu. Das Schulbedarfspaket ist dann in der sich für das gesamte 
Schuljahr ergebenden Höhe zu zahlen, wenn die erstmalige Aufnahme in die Schule innerhalb des Schul-
jahres in dem Monat erfolgt, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt, oder in einem der bis zum Schul-
jahresende folgenden Monate.  
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Mit der vorgeschlagenen Ergänzung von § 34 Absatz 3 SGB XII um einen anzufügenden Satz will der 
Bundesrat möglichen Bedenken der Praxis vorbeugen. Dazu soll für den Monat des Beginns des Schuljah-
res auf den gewöhnlichen Aufenthalt einer Schülerin oder eines Schülers abgestellt werden. Der Bundes-
regierung sind insoweit keine Probleme bekannt geworden; sie wird den Vorschlag gleichwohl prüfen. 

5. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b (§ 28 Absatz 4 Satz 2 – neu – SGB II),  
Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe c (§34 Absatz 4 Satz 2– neu – und 3 – neu – SGB XII) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Aufwendungen für Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln sind im Regelbedarf berücksichtigt. Bei der 
Ermittlung der Regelbedarfe nach dem SGB II/SGB XII sind die Aufwendungen für Verkehrsdienstleis-
tungen nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts bei der Ermittlung der regelbedarfsrelevanten 
Konsumausgaben berücksichtigt worden. Die Berechnungen wurden nach den vom Bundesverfassungsge-
richt vorgegebenen Maßstäben modifiziert (vgl. BVerfGE 137, 34, 89 f.), um den Bedarf an diesen Ver-
kehrsdienstleistungen angemessen bei den Regelbedarfen zu berücksichtigen (BT-Drs. 18/9984, S. 42 f.) . 
Die Fahrkosten für soziale Teilhabe bzw. zu Angeboten der Lernförderung sind demnach in die Ermittlung 
der Regelbedarfe einbezogen (sie werden im Rahmen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe in den 
Haushalten erfasst). 

Die Aufwendungen für Fahrten zu Lernförderungs- oder Teilhabeangeboten sind deshalb grundsätzlich aus 
dem Regelbedarf zu bestreiten. Das gilt auf Grund der Ausgestaltung des Regelbedarfs als monatlicher 
Pauschalbetrag (Budget), über dessen Verwendung die Leistungsberechtigten oder deren Eltern eigenver-
antwortlich zu entscheiden haben. 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass Anknüpfungspunkt des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfG) in seinem Urteil vom 9. Februar 2010 (BVerfGE 125, 175, 241) die Übernahme 
der Aufwendungen für Beförderung bei Schülerinnen und Schüler für die Gewährleistung des gleichbe-
rechtigten Zugangs zu Bildung im schulischen und außerschulischen Bereich für Kinder und Jugendliche 
aus besonders förderungsbedürftigen Haushalten (BR-Drucks. 17/12036, S. 1) ist. Dabei hebt das BVerfG 
ausdrücklich auf die Schulpflicht ab und weist darauf hin, dass notwendige Aufwendungen zur Erfüllung 
schulischer Pflichten zum existenziellen Bedarf von Kindern und Jugendlichen gehören. Die diesbezügli-
chen Aufwendungen sind durch die Leistungen für die Schülerbeförderung abgedeckt. Aufwendungen für 
weitere Mobilität z.B. für soziale Teilhabe oder eine Lernförderung sind in den modifizierten Berechnun-
gen für Verkehrsdienstleistungen berücksichtigt. 

6. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe d (§ 28 Absatz 4 Satz 2 – neu SGB II),  
Nummer 3 Buchstabe d (§29 Absatz 6 SGB II), 

Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe c (§34 Absatz 4 Satz 2 – neu – SGB XII), 
Nummer 3 Buchstabe d ( §34a Absatz 7 ASGB XII)  

Die Bundesregierung wird die Anregung des Bundesrates für eine Klarstellung hinsichtlich des Begriffs 
des „gewählten Bildungsgangs“ aufgreifen. Der Vorschlag sieht vor, auch eine besondere inhaltliche oder 
organisatorische Ausgestaltung des Unterrichts als gewählten Bildungsgang anzuerkennen.  

Die Forderung des Bundesrates, die vorgesehenen Regelung zu Sammelabrechnungen von Schulen für 
Leistungen für eintägige Schulausflüge zu streichen, lehnt die Bundesregierung hingegen ab. Bei der vor-
gesehenen Regelung handelt es sich um eine fakultative Regelung, die keinesfalls in die schulorganisato-
rische und dienstrechtliche Hoheit der Länder eingreift. Die Regelung greift vielmehr nur auf Antrag der 
Schule. Bereits nach geltender Rechtslage – insbesondere auch unabhängig von den Leistungen des Bil-
dungs- und Teilhabepakets – werden Lehrkräfte bei der Organisation von Schulausflügen mit Verwaltungs-
aufgaben belastet. Dies ist nach Auffassung der Bundesregierung den Aufgaben der Lehrkräfte zuzuord-
nen. Auch sind die Lehrkräfte für den Fall, dass eine Schülerin oder ein Schüler anlässlich eines geplanten 
Schulausfluges auf bestehende Hilfebedürftigkeit hinweist, bereits bislang in das Antragsverfahren einbe-
zogen. Die Bundesregierung hält es zudem für fraglich, dass Schulen derzeit noch nicht über eigene Giro-
konten verfügen sollen. Die Problematik ausreichender Budgetmittel hat die Bundesregierung im Gesetz-
entwurf mit der Möglichkeit der Entrichtung von Abschlagszahlungen bereits berücksichtigt. Schließlich 
sieht die Bundesregierung auch in der Nachweisführung zur Leistungsberechtigung gegenüber der Schule 
keine Probleme. Denn diese Regelung greift die bereits vielfach gängige einfache Praxis auf, dass die Leis-
tungsberechtigung durch Vorzeigen einer entsprechenden Berechtigungskarte nachgewiesen wird. 
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7. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb – neu – und 
Doppelbuchstabe cc – neu –  
(§ 28 Absatz 6 Satz 2 und Satz 3 SGB II),  

Nummer 8 – neu – (§77 Absatz 11 Satz 4 SGB II), 
Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe bb – neu – bis 

Doppelbuchstabe dd – neu –  
(§34 Absatz 6 Satz 2 und Satz 4 – neu – SGB XII) 

Artikel 9 Absatz 4 (Inkrafttreten) 

Die Bundesregierung wird den enthaltenen Teilvorschlag, Leistungen auch für das gemeinschaftliche Mit-
tagsessen in einer Tageseinrichtung zu erbringen, prüfen. Insbesondere in Fällen, in denen sich die Schule 
organisatorisch beteiligt, um die Abläufe zwischen Schule und Tageseinrichtung genau abzustimmen, sieht 
die Bundesregierung die Möglichkeit, dass gewünschte sozialintegrative Aspekte des gemeinschaftlichen 
Mittagessens ebenso wie im unmittelbaren schulischen Zusammenhang umgesetzt werden können.  

Soweit der Stellungnahme des Bundesrates die Forderung nach der vollständigen Wiedereinführung der 
Finanzierung von außerschulisch organisierter Mittagsverpflegung entsprechend der bis Ende 2013 befris-
teten Regelung des § 77 Absatz 11 Satz 4 SGB II zu entnehmen ist, lehnt die Bundesregierung dies ab.  

Soweit der Bundesrat eine pauschale Übernahme der Aufwendungen für eine gemeinschaftliche Mittags-
verpflegung der Leistungsberechtigten nach § 28 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 und 2 SGB II auch für die 
Ferienzeiten fordert, lehnt die Bundesregierung dies ebenfalls ab. Im Kontext des § 28 Absatz 6 SGB II 
kommt es für Schülerinnen und Schüler darauf an, dass die gemeinsame Mittagsverpflegung regelmäßig 
gemeinschaftlich erfolgt und die Organisation in schulischer Verantwortung oder in Kooperation der 
Schule mit einer Einrichtung gegeben ist. Im Gegensatz zu den Schultagen, an denen die Schülerinnen und 
Schüler der Schulpflicht unterliegen, ist die Teilnahme an der Mittagsverpflegung während der Ferienzei-
ten nicht durch schulische Rahmenbedingungen motiviert. Die Einbindung der Mittagsverpflegung in die 
schulische Organisation bzw. in die Kooperation zwischen Schule und Einrichtung kommt auch mangels 
„Schulbetriebs“ gar nicht in Betracht. 

Zum Vorschlag der Anfügung eines zusätzlichen Satzes an § 34 Absatz 6 SGB XII verweist die Bundes-
regierung auf Ziffer 12.  

8. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe e – neu – (§ 28 Absatz 7 Satz 1, 2 SGB II),  
Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe f – neu – (§34 Absatz 7 Satz 1, 2 SGB XII) 

Die Bundesregierung lehnt den konkreten Vorschlag ab. 

Die Leistungshöhe steht in keinem Zusammenhang mit der Regelbedarfsstufe 4 und kann daher nicht von 
dieser abgeleitet werden. Die Ableitung wird in dem Vorschlag auch nicht betragsmäßig oder nach ihrem 
Sinn begründet. Vielmehr wird in dem Antrag darauf hingewiesen, dass mit der vorgesehenen maximalen 
Leistungshöhe von 10 Euro nicht alle erdenklichen sozialen oder kulturellen Aktivitäten bestritten werden 
könnten. Ggf. würde die vorgeschlagene Änderung daran nichts ändern. 

Die Bundesregierung lehnt darüber hinaus auch die separate Streichung der Zumutbarkeitsprüfung im Hin-
blick auf erforderliche Ausrüstungsgegenstände ab. Nach geltendem Recht ist die Berücksichtigung wei-
terer tatsächlicher Aufwendungen als den in § 28 Absatz 7 Satz 1 SGB II genannten nur im Rahmen der 
Höchstgrenze von insgesamt 10 Euro monatlich möglich. Demnach würde der Antrag ins Leere laufen, 
wenn beispielsweise für Mitgliedsbeiträge bereits die maximale Leistungshöhe von 10 Euro in Anspruch 
genommen wird. 

Die Bundesregierung hat eine Erhöhung der Leistungen zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben 
erwogen, in der Abwägung jedoch der im Koalitionsvertrag vorgesehenen Erhöhung des Schulbedarfspa-
kets den Vorzug gegeben. 

9. Zu Artikel 3 Nummer 3 Buchstabe c – neu – (§ 29 Absatz 5 Satz 1 SGB II),  
Nummer 4 (§ 30 Satz 1 Nummer 1 SGB II) 

Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe c (§34a Absatz 6 Satz 1 SGB XII) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag, die Möglichkeit der Forderung eines Nachweises im Erbrin-
gungsweg Geldleistungen ohne Vorliegen eines begründeten Einzelfalls einzuführen, ab. Bereits nach gel-
tendem Recht wird der hohe Verwaltungsaufwand bei der Ausführung der Leistungen des Bildungs- und 
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Teilhabepakets kritisiert. Teilweise wird angegeben, dass die ausführenden Behörden bereits nach gelten-
dem Recht eine Vielzahl – teilweise unnötiger – Nachweise vor einer Leistungserbringung forderten. Eine 
Umsetzung des Vorschlages könnte daher zu noch mehr Bürokratie führen. Träger, die für den Fall der 
Erbringung von Geldleistungen eine Zweckentfremdung der erbrachten Leistungen befürchten, können 
sich nach der Konzeption der Bundesregierung nach wie vor dafür entschieden, einzelnen Leistungen wie 
bisher mittels Gutschein oder als Direktzahlung zu erbringen. 

Soweit der Bundesrat vorschlägt, die im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen in der Vorschrift zur 
berechtigten Selbsthilfe zu streichen, stimmt die Bundesregierung dem vollinhaltlich zu. 

10. Zu Artikel 3 Nummer 6 Buchstabe a und b Doppelbuchstabe aa  
(§ 37 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2 SGB II),  

Nummer 7 (§ 41 Absatz 3 Satz 4 SGB II) 
Artikel 4 Nummer 5a – neu – §44 Absatz 1 Satz 2 SGB XII) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Mit dem Wegfall der separaten Antragstellung für einzelne Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets 
(Schulausflüge, Schülerbeförderung, gemeinschaftliche Mittagsverpflegung, Teilhabe) gelten diese Leis-
tungen dem Grunde nach schon mit dem Haupt- oder Weiterbewilligungsantrag als mit beantragt, ohne 
dass sie bereits konkretisiert und nachgewiesen werden müssten. Dies hat den Vorteil, dass die genannten 
BuT-Leistungen ab dem Ersten des Monats der Antragstellung auf Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts geltend gemacht werden können – auch nachträglich, weil sie bereits mit beantragt wurden. Im 
Zusammenspiel mit der ebenfalls durch den Gesetzentwurf vorgesehenen Möglichkeit der Erbringung der 
Leistungen durch Geldleistungen wird so zugelassen, dass Leistungsberechtigte zunächst Kosten veraus-
lagen, um sie später bei der zuständigen Stelle geltend zu machen (im Rahmen dieser späteren Geltendma-
chung sind die Aufwendungen weiterhin gesondert zu konkretisieren und nachzuweisen). Dabei tragen die 
Leistungsberechtigten das Risiko, dass sie Ausgaben tätigen, ohne zu wissen, ob die Leistungsvorausset-
zungen vorliegen. Selbstverständlich können die Leistungsberechtigten auch – wie bisher – die erforderli-
chen Aufwendungen zunächst geltend machen und einen entsprechenden Leistungsbescheid abwarten, be-
vor sie Ausgaben tätigen. 

Bei den Leistungen für Klassenfahrten „im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen“ und für „eine 
schulische Angebote ergänzende angemessene Lernförderung“ ist das Vorliegen der Anspruchsvorausset-
zungen für die Leistungsberechtigten deutlich schwerer zu erkennen als bei den anderen Leistungen des 
Bildungs- und Teilhabepakets. Zudem sind die Leistungen deutlich höher. Für solche Leistungen hält die 
Bundesregierung es für angemessen, sie vor einer Inanspruchnahme zu beantragen. Das lässt eine vorherige 
Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen durch die zuständigen Träger vor Inanspruchnahme und eine dar-
aus folgende Kostenbegrenzung zu (Ausgaben für Klassenfahrten werden nur im Rahmen der schulrecht-
lichen Bestimmungen übernommen, Ausgaben für Lernförderung müssen angemessen sein). Damit werden 
zugleich Risiken für Leistungsberechtigte vermieden, die ggf. verauslagte – erhebliche – Aufwendungen 
gar nicht oder nicht in voller Höhe erstattet bekämen, weil der Leistungsanspruch nicht besteht oder gerin-
ger als erwartet ausfällt. 

11. Zu Artikel 3 Nummer 6a – neu – (§ 40 Absatz 6 Satz 3 SGB II) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass das Verhältnis eines Widerrufs nach § 29 Absatz 4 Satz 2 
SGB II zur Vorschrift des § 40 Absatz 6 Satz 3 SGB II nicht hinreichend klar ist. Die Bunderegierung wird 
den Vorschlag des Bundesrats daher prüfen. 

12. Zu Artikel 4 Nummer 1a – neu – (§ 27a Absatz 4 Satz 4 – neu – SGB XII)  

Der Bundesrat schlägt vor, durch eine Ergänzung von § 27a Absatz 4 SGB XII um einen Satz eine Anwen-
dung der den Regelsatz absenkenden abweichenden Regelsatzfestsetzung wegen anderweitiger Bedarfsde-
ckung durch die Träger nach dem SGB XII in folgenden Fallkonstellationen auszuschließen: 

 Wegen der nach dem vorliegenden Gesetzentwurf entfallenden Eigenanteile der Leistungsberechtig-
ten bei der Schülerbeförderung (§ 34 Absatz 4 SGB XII),  

 beim Schulmittagessen (§ 34 Absatz 6 SGB XII) sowie zusätzlich  
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 bei der Prüfung einer Berücksichtigung weiterer tatsächlicher Aufwendungen im Zusammenhang mit 
den geförderten Aktivitäten (§ 34 Absatz 7 Satz 2 SGB XII). 

Auch die Bundesregierung sieht in der Anwendung der abweichenden Regelsatzfestsetzung als Folge der 
entfallenden Eigenanteile eine mögliche Auslegungsfrage. Um dies zu vermeiden, befürwortet die Bun-
desregierung den Änderungsvorschlag. Allerdings wird darauf hingewiesen, dass der vorgeschlagene Satz 
als Satz 4 in § 27a Absatz 4 SGB XII einzufügen ist, was eine Änderung in Artikel 5 des Gesetzes zur 
Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(vom 22. Dezember 2018, BGBl. I S. 3159) zur Folge hat (der nach diesem Gesetz zum 1. Januar 2020 
anzufügende Satz wird dann zu Satz 5). 

13. Zu Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe 0a – neu – (§ 34a Absatz 1 Satz 1 SGB XII)  

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Der Bundesrat schlägt vor, dass § 34a Absatz 1 Satz 1 SGB XII neu gefasst wird. Durch diese Änderung 
würde das Antragserfordernis für Leistungen zur Deckung von Bedarfen für Bildung und Teilhabe nach § 
34 SGB XII nur noch für die Lernförderung (§ 34 Absatz 5 SGB XII) gelten und für die Bedarfe für Schul-
ausflüge und mehrtägige Klassenfahrten, für die Schülerbeförderung, das Schulmittagessen und das Teil-
habepaket (§ 34 Absatz 2, 4, 6 und 7 SGB XII) entfallen. Begründet wird dies mit dem durch den Gesetz-
entwurf vorgesehenen Wegfall der gesonderten Antragstellung für diese Bedarfe in § 37 SGB II (Artikel 3 
Nummer 6 Buchstabe a) und im Gleichlauf auch in § 44 Absatz 1 Satz 2 SGB XII (Artikel 4 Nummer 5a).  

Soweit sich der Bundesrat dafür ausspricht, für Leistungsberechtigte nach dem Dritten Kapitel des SGB XII 
das Antragserfordernis für Leistungen zur Deckung von Bedarfen für Bildung und Teilhabe auf angemes-
sene Lernförderung zu beschränken, sieht die Bundesregierung einen Widerspruch zu der unter Ziffer 10 
geforderten Änderung zum Antragserfordernis im SGB II. Eine Rechtfertigung für diese unterschiedliche 
Behandlung ist nicht ersichtlich. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung bei einem weitgehenden Wegfall des Antragserfordernisses für 
Leistungsberechtigte nach dem Dritten Kapitel des SGB XII erhebliche Bedenken, die darin begründet 
sind, dass die Bewilligung der Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des 
SGB XII keines Antrags bedarf. Mangels Notwendigkeit einer Antragstellung für Leistungen der Hilfe 
zum Lebensunterhalt kommt der Frage, inwieweit eine rückwirkende Feststellung der Leistungsvorausset-
zungen einschließlich der besonderen Bedarfslagen für Bildung und Teilhabe möglich ist, eine besondere 
Bedeutung zu. 

14. Zu Artikel 8 Nummer 1 (§ 5a Nummer 2 Alg II-V) 

Die Bundesregierung lehnt den Antrag ab. Er beruht auf einem Missverständnis der Rechtslage. 

Nach § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 SGB II werden bei Schülerinnen und Schülern die tatsächlichen 
Aufwendungen für mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen anerkannt. 
Ist die Schülerin oder der Schüler im Monat der Fälligkeit hilfebedürftig, erhält also Arbeitslosengeld II 
oder Sozialgeld, sind die tatsächlichen Aufwendungen im Monat der Fälligkeit als Bedarf anzuerkennen 
und entsprechend auch Leistungen zu erbringen. 

§ 5a Arbeitslosengeld II-Verordnung ist mit Einführung des Bildungs- und Teilhabepakets zum 1. Januar 
2011 in Kraft getreten. Die Leistungen für mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen 
Bestimmungen, die vorher in § 24 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 SGB II in der bis zum 31. Dezember 2010 
geltenden Fassung geregelt waren, wurden in § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 SGB II neu geregelt. Bis 
zum 31. Dezember 2010 galt für diese Leistungen nach § 24 Absatz 3 Satz 3 SGB II in der bis zum 31. De-
zember 2010 geltenden Fassung, dass die Leistungen auch erbracht werden, wenn Hilfebedürftige keine 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts benötigten, den Bedarf (für Klassenfahrten) jedoch aus 
eigenen Mitteln und Kräften nicht voll decken konnten und dadurch hilfebedürftig wurden (Bedarfsauslö-
sung). Für diesen Fall war weiter geregelt, dass auch das Einkommen berücksichtigt werden konnte, das 
Hilfebedürftige innerhalb eines Zeitraumes von bis zu sechs Monaten nach Ablauf des Monats erwerben, 
in dem über die Leistung entschieden worden ist. 

Dieser Gedanke ist im ab dem 1. Januar 2011 geltenden Recht wie folgt aufgegriffen worden. § 5a Num-
mer 2 Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung regelt die Prüfung der Hilfebedürftigkeit im Rahmen der 
speziell hierfür erweiterten Ermächtigung nach § 13 Absatz 1 Nummer 4 SGB II für die Fälle, in denen 
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Leistungen nach § 28 Absatz 2 SGB II von Personen beantragt werden, die mangels entsprechender Hilfe-
bedürftigkeit kein Arbeitslosengeld II bzw. Sozialgeld beziehen. Da die Hilfebedürftigkeit in Grenzfällen 
durch Wohngeld und/oder Kinderzuschlag überwunden wird und in diesem Fall (ungekürzte) Leistungen 
nach § 6b Bundeskindergeldgesetz zustehen, ist der durch § 5a Nummer 2 Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-
Verordnung geregelte Fall sehr selten. Läge beispielsweise bei einer Familie ein zu berücksichtigendes 
Einkommen von 150 Euro oberhalb der Arbeitslosengeld II- und Sozialgeld-Bedarfe vor, und bestünde 
kein Anspruch auf Wohngeld und/oder Kinderzuschlag und würden für eine beantragte Klassenfahrt 1000 
Euro Aufwendungen anfallen, würde (im Monat der Fälligkeit der Aufwendungen!) ein Leistungsanspruch 
in Höhe von 100 Euro (1000 Euro – 6 x 150 Euro) bestehen. 

15. Zu Artikel 8a – neu – (§ 1 Absatz 1 Satz 2 neu UVG)  

Die Bundesregierung lehnt eine Änderung des UVG im Rahmen dieses Gesetzes ab.  

16. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Die Bundesregierung nimmt zur Kenntnis, dass der Bundesrat die Zielrichtung des Gesetzentwurfes be-
grüßt. Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass mit dem neu eingeführten festen Bemessungs- und 
Bewilligungszeitraum das Verwaltungsverfahren sowohl für den Antragsteller als auch für die Verwaltung 
bereits erheblich vereinfacht wird.  

Die Bundesregierung plant eine umfangreiche Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, um auf die Weiter-
entwicklung des Kinderzuschlags mit seinen einzelnen Maßnahmen aufmerksam zu machen. In diesem 
Zusammenhang soll insbesondere geprüft und berücksichtigt werden, wie die spezielle Zielgruppe gut er-
reicht werden kann. 

Konkret ist beabsichtigt, Informationen zur Reform des Kinderzuschlags und den Anspruchsvoraussetzun-
gen über das Internetangebot des BMFSFJ und auf den Seiten www.familienportal.de und www.infotool-
familie.de zur Verfügung zu stellen. 

Auf diesem Weg kann auch das Informationsangebot der Familienkasse, wie zum Beispiel Links zum 
Merkblatt „Kinderzuschlag“ sowie zu den Anträgen zum Kinderzuschlag wahrgenommen werden. 

Bei der Familienkasse ist ein verbessertes Angebot zur Kundenansprache wie eine (Videoberatung) und 
eine verbesserte Zusammenarbeit an den Schnittstellen von Kinderzuschlag, Wohngeld und Leistungen 
nach dem SGB II durch den Einsatz von Netzwerkmanagern vorgesehen. 

Darüber hinaus sollen die Antragsformulare zum Inkrafttreten der Reform grundlegend überarbeitet und 
vereinfacht werden. So sollen die Hürden der Antragstellung abgebaut werden. Ferner ist beabsichtigt, die 
Beantragung des Kinderzuschlags noch dieses Jahr zu digitalisieren. 

17. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Die Bundesregierung nimmt zur Kenntnis, dass der Bundesrat die Zielrichtung des Gesetzentwurfes be-
grüßt. Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass der Regelungsinhalt und die Verwaltungsvereinfa-
chungen des Gesetzentwurfes zur Neugestaltung des Kinderzuschlags und den Verbesserungen bei den 
Leistungen für Bildung und Teilhabe ausreichend sind, um Familien und ihre Kinder entsprechend ihrer 
konkreten Lebenssituation zu stärken und verlässlich zu unterstützen. Hinsichtlich der Umsetzung im Rah-
men des Starke-Familien-Gesetzes wird auf die Ausführungen unter den Ziffern 16 und 19 verwiesen.  

Die Bundesregierung teilt die Bedenken nicht, dass nicht alle Familien in vergleichbarer Lage gleicherma-
ßen von den Neuregelungen profitieren können. Gerade die im Gesetzesentwurf enthaltenen Verbesserun-
gen bei der Beantragung und Bewilligung des Kinderzuschlags und bei den Bildungs- und Teilhabeleis-
tungen, die eine Verringerung von Bürokratie beinhalten, ermutigen auch diejenigen, die bis Dato trotz 
Wissen über die Leistungen keinen Antrag gestellt haben. 

Die Überprüfung der Höhe der Regelbedarfe für Kinder und Jugendliche wird erfolgen, sobald das Statis-
tische Bundesamt die Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2018 vorlegt. Für eine dabei 
vorzunehmende Einbeziehung von Bedarfen für Bildung und Teilhabe sieht die Bundesregierung keine 
Entscheidungsspielräume. Der Bundesgesetzgeber hat sich bei der Einführung der Bedarfe für Bildung und 
Teilhabe dazu entschieden, die sechs Bedarfsarten nicht in die Regelbedarfe einzubeziehen, weil deren 
Höhe auf der Grundlage von statistisch nachgewiesenen Verbrauchsausgaben einkommensschwacher 
Paarhaushalte mit einem Kind ermittelt wird. Gemessen an den sich daraus ergebenden und auf ein Kind 
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entfallenen durchschnittlichen Verbrauchsausgaben würden sich geringere Erhöhungen der Regelbedarfe 
ergeben, als es den einzelnen Bedarfen für Bildung und Teilhabe zugrundeliegenden Beträgen entspricht. 
Dies gilt auch deshalb, weil bei nicht monatlich anfallenden Bedarfen die während eines Kalenderjahres 
anfallenden Bedarfe auf monatliche Durchschnittsbeträge umgelegt werden müssten.  

Hinzu kommt, dass für die Bezieherinnen und Bezieher von Kinderzuschlag sowie Kinder und Jugendliche 
in Haushalten von Wohngeldbeziehern die Bedarfe weiterhin separat festgestellt und erbracht werden 
müssten. 

18. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.  

Der Koalitionsvertrag sieht die Einführung eines Mehrbedarfszuschlages für Alleinerziehende nicht vor.  

19. Zum Gesetzentwurf allgemein  

Die Bundesregierung teilt das Anliegen des Bundesrates, die verschiedenen Leistungen besser aufeinander 
abzustimmen, grundsätzlich.  

Die Ausweitung des Kinderzuschlags hat erhebliche Verbesserungen an der Schnittstelle zum Unterhalts-
vorschuss und zum Wohngeld zur Folge und bewirkt, dass die Sozialleistungssysteme in diesem Bereich 
besser aufeinander abgestimmt werden. Selbstverständlich wird die Bundesregierung darüber hinaus ihre 
Anstrengungen fortsetzen, ein gutes System der Sozialleistungen zu erreichen, das von mehr Berechtigten 
möglichst einfach in Anspruch genommen werden kann.  

Dazu dient auch die im Gesetzesentwurf vorgesehene Evaluierung des neugestalteten Kinderzuschlags, um 
die daraus gewonnenen Erkenntnisse in die weiteren Überlegungen diesbezüglich einfließen zu lassen. 

Hinsichtlich der Dynamisierung des Einkommens bei älteren Kindern wird auf die Ausführungen unter 
Ziffer 2 verwiesen. 

Die Prüfbitte eine einheitliche Existenzsicherung betreffend nimmt die Bundesregierung in ihre Überle-
gungen zur Bekämpfung der Kinderarmut auf.  

Mit dem Starke-Familien-Gesetz wird der Kinderzuschlag neu gestaltet und die Leistungen für Bildung 
und Teilhabe verbessert. Damit wird für jedes Kind die Existenzgrundlage gesichert; durch Vereinfachun-
gen beim Kinderzuschlag und beim Bildungs- und Teilhabepaket wird Bürokratie deutlich abgebaut und 
den Eltern die Inanspruchnahme erleichtert.  

Ein wichtiger Ansatz bei der Bekämpfung von Kinderarmut ist es, Familien bei der Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit zu unterstützen und Fehlanreize zu vermeiden. Dies wird im Rahmen des Starke-Familien-
Gesetzes insbesondere durch die Abschaffung der Abbruchkanten bewirkt. 

Damit leistet das Starke-Familien-Gesetz, das die Vorgaben des Koalitionsvertrags umsetzt, einen wichti-
gen Beitrag zur Bekämpfung von Kinderarmut. 

20. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Die Bundesregierung nimmt den Vorschlag des Bundesrates zur Kenntnis, lehnt aber eine Verknüpfung 
des Starke-Familien-Gesetzes mit dem Regelungsbereich der Kinder- und Jugendhilfe ab. 

Im Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode haben CDU/CSU und SPD vereinbart, das Kinder- und 
Jugendhilferecht auf der Basis des vom Deutschen Bundestag in der letzten Legislaturperiode verabschie-
deten Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes weiterzuentwickeln.  

Gegenstand des breit angelegten Dialogprozesses zur Modernisierung des SGB VIII, den das Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in Umsetzung des Koalitionsvertrags vor einer Geset-
zesinitiative durchführt, wird auch ein angemessener Umfang der Kostenbeteiligung junger Menschen in 
Pflegefamilien oder Einrichtungen der Heimerziehung sein. Dabei wird es auch um die Frage gehen, ob 
die Ausnahmeregelungen zur Kostenheranziehung im geltenden Recht dem Auftrag der Kinder- und Ju-
gendhilfe hinreichend Rechnung tragen.  
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21. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Im Rahmen der Gesetzesberatungen zum Bildungspaket 2011 hatte sich der Vermittlungsausschuss von 
Bundestag und Bundesrat darauf geeinigt, den Ländern – befristet für die Jahre 2011 bis 2013 – jeweils 
400 Millionen Euro zur Verfügung zu stellen. Dies wurde über eine erhöhte Beteiligung des Bundes an den 
Leistungen für Unterkunft und Heizung (BBKdU) in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) 
umgesetzt. Hiermit war die politische Absicht verbunden, dass diese Mittel von Ländern und Kommunen 
für Schulsozialarbeit und/oder das außerschulische Hortmittagessen von Schülerinnen und Schülern ein-
gesetzt werden. Eine gesetzliche Zweckbindung gab es insoweit aber nicht. Und eine Zusage des Bundes, 
die (Finanz)Verantwortung für die Schulsozialarbeit zu übernehmen, hat es zu keinem Zeitpunkt gegeben. 
Sie wäre aus finanzverfassungsrechtlichen Gründen auch gar nicht umsetzbar gewesen. Schulsozialarbeit 
wird und wurde stets – auch in den Jahren 2011 bis 2013 – aus den in den kommunalen Haushalten ver-
fügbaren Mitteln finanziert. 
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